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Es muß gehandelt werden!
Immer wieder muß man fragen: was

. geschieht gegen die Arbeitslosigkeit?,
und Immer noch muß die Antwort lauten:

es geschieht nichts. Wenn die Vertreter

der Regierung sich In der letzten Zeit

ouf die neue Kommission, die sich mit

der Arbeitslosigkeit beschäftigt, be¬

rufen, so ist das ein» Ausrede und

keine Antwort auf die brennende Frage.
Die Kommission, deren Zusammen¬

setzung schon einen sehr merkwürdigen
Eindruck macht, wird nach einigen
Monaten Ihren Bericht erstatten, dann

werden die zuständigen Stellen diesen

Bericht prüfen — vielleicht monatelang.
Das alles konnte man doch auch viel

früher machenl Es fällt uns schwer,
irgendwelche Hoffnungen auf die Arbeit

dieser Kommission zu setzen, da diese

Arbeit von Anfang an von falschen Vor¬

aussetzungen ausgegangen Ist. Wenn

man schon eine Kommission einsetzen

wollte, so hätte man ihr allem anderen

voran die Aufgabe stellen müssen, In

kürzester Frist eine Uebersicht darüber

zu schaffen, wie viele Arbeltskräfte durch

Arbeitsstreckung eine Beschäftigung
haben können, und auf welche Weise die

Einstellung dieser Kräfte am schnellsten

durchzuführen Ist. Für den Staat, der

über keine Geldmittel für die Arbeits¬

beschaffung, d. h. für die Schaffung
neuer Arbeitsmöglichkeiten, In be¬

trächtlichem Umfang verfügt, gibt es in

der gegenwärtigen Lage nur einen Weg:
dahin zu wirken, daß die vorhandenen

Arbeitsmöglichkeiten unter eine größere
Anzahl der Arbeitskräfte verteilt werden.

Herr Stegerwald hat vor dem Aus¬

schuß des Reichstages erklärt, daß er

die Arbeitszeitverkürzung für kein All¬

heilmittel hält. Eine außerordentlich

wertvolle Feststellung! Selbstverständ¬

lich ist die Arbeitszeitverkürzung kein

Allheilmittel, und man braucht wahrhaftig
nicht ein Reichsarbeitsminister zu sein,
um das zu wissen. Sie Ist aber ein Mittel,
Ja, zurzeit das einzig wirksame Mittel,
einer größeren Anzahl Arbeitsloser Ar¬

belt zu geben. Darf man auf diese«

Mittel deshalb verzichten, well es kein

„Allheilmittel" Ist? Oder deshalb, well

seine Anwendung mit vielen Schwierig¬
kelten verbunden Ist? Oder glaubt viel¬

leicht Jemand, daß man für die Milde¬

rung der ungeheuren Arbeitslosigkeit
etwas ohne Schwierigkelten unter¬

nehmen kann?

Uns dünkt, daß nicht viele Schwierig¬
keiten, sondern eigentlich nur eine ein¬

zige „Schwierigkeit" ausschlaggebend
Ist, nämlich der Widerstand der

Unternehmer. Sie sind gegen die

Arbeitsstreckung, weil sie den weiteren

Lohn- und Gehaltsabbau erzwingen
wollen, und die Arbeltsstreckung nur dann

möglich Ist, wenn mit dem Lohn- und Ge¬

haltsabbau endlich Schluß gemacht wird.

Die Regierung, die es mit der Arbeits¬

streckung ernst meint, muß bereit sein,
dem weiteren Lohn- und Gehaltsabbau

den stärksten Widerstand zu leisten und

Jede Beihilfe bei dem Lohnabbau ein¬

zustellen. Sie muß entschlossen sein,
auch mit scharfen Mitteln gegen die

Unternehmer vorzugehen, die viele

Hunderttausende Menschen, für die Ret¬

tung möglich ist, zugrunde gehen lassen.

Diese Entschlossenheit fehlt der Re¬

gierung, sie fehlt vor allem Herrn Steger¬
wald, der über sanfte Ermahnungen an

die Adresse der Unternehmer nicht hin¬

auszugehen wagt. Freilich hat er auch

erklärt, daß seine Aeußerungen noch

nicht sein „letztes Wort" über die Ar¬

beitszeitverkürzung seien. Nun sind wir,
Herr Stegerwald, gespannt, wie lange
wir noch auf Ihr letztes Wort warten

müssen und wie dieses Wort lauten wird.

Wir sind sehr bescheiden und wären

schon zufrieden, wenn Sie Ihr erstes,
ernsthaftes und energisches Wort an die

richtige Adresse, d. h. an die der Unter¬

nehmer, gerichtet hätten.

Man kann und man darf nicht länger
warten. Millionen Menschen gehen
wegen Jahrelanger Arbeitslosigkeit zu¬

grunde. Wir haben schon In Deutschland

richtige Arbeitslosen-Städte. Viele Ge¬

meinden stehen wegen Ihrer Ueber-

lastung durch die Unterstützung der aus¬

gesteuerten Arbeltslosen vor dem Ban¬

krott. Wir haben eine Jugend, die seit

Beendigung Ihrer Lehre keine Arbeit ge¬
habt hat und der ein physischer und

moralischer Zerfall droht. Es erübrigt
sich, hier alle furchtbaren Folgen der Ar¬

beitslosigkeit zu schildern. Wer selbst

Im Arbeitsleben steht und erst recht wer

selbst arbeitslos Ist, kennt sie ganz ge¬
nau. Es müssen endlich ernsthafte Worte,
und nicht bloß Worte, sondern auch

ernsthafte Taten folgenl

JvaÄ£ |f<* (foxemet
Ctnge&tedCtcttßammer
Die Bremer Angestellten sind verpflich¬

tet, am 29. März d. J. wieder einmal Ihre

Vertreter für die Angestelltenkammer zu

wählen. Die Angestelltenkammerwahl
findet alle drei Jahre statt. Die Ange¬
stelltenkammer ist eine öffentlich-recht¬

liche Körperschaft, die in der bremischen

Verfassung vom 11, Mal 1920 festgelegt
und in ihrem Aufbau und Ihrer Tätigkeit
den Handels- und Gewerbekammern

ähnlich Ist. Sie Ist In Deutschland die

einzige Ihrer Art. Geschaffen in der Zeit

der heftigsten Diskussion um den Aus»

bau der Betriebsrätegesetzgebung, um

die Verwirklichung des Im Artikel 165

der Reichsverfassung festgelegten Mit¬

bestimmungsrechtes der Arbeitnehmer,
hat sie ihre Selbständigkeit gewahrt und

Ihre Position behauptet, auch als die

Debatte über Richtung und Form des

Mitbestimmungsrechtes einen gewissen
Abschluß fand. Mit dem Ausgang der

Wahl im Jahre 1928 konnten die AfA-Ver-

bände einigermaßen zufrieden sein. Von

den 24 zu wählenden Vertretern erhielt

der AfA-Bund 9 (davon der ZdA. in

Bremen 5), der GDA. mit dem Deutschen

Bankangestellten-Verband 5 und die

Gedag-Verbände 10 Vertreter. Dia

freien Angestelltengewerkschaften konn¬

ten damals ihre Stimmenzahl gegenüber
den kurz vorher stattgefundenen An-
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gestelltenversicherungswahlen erhöhen.

Der Zuwachs betrug 326 Stimmen. Die

gegnerischen Organisationen hatten

einen erheblichen Stimmenrückgang zu

buchen. Die GDA.-Gruppe verlor 1992

Stimmen, der Gedag sogar 2414 Stimmen.

Dieses Ergebnis war um so erfreulicher,
als die vereinigten Gegner kein Mittel

unversucht ließen, die freigewerkschaft-
llche Angestelltenbewegung zu schädi¬

gen und sich vor allem mit ihrem Erfolg
aus den Angestelltenverslcherungs-
wahlen brüsteten.

Die Angestelltenverbände aller Rich¬

tungen haben diesen Wahlen stets eine

weit über den örtlichen Charakter

gehende Bedeutung beigemessen. Die

Angestelltenkammer ist neben der An¬

gestelltenversicherung die einzige Kör¬

perschaft, deren Zusammensetzung ein

Gradmesser für den Einfluß der Ange¬
stelltenverbände auf die Angestellten
Ist. Daher wird auch der diesjährige
Wahlkampf wieder alle Kräfte Im Ange¬
stelltenlager mobilisieren. So wie im

3ahre 1928 scheinen auch jetzt die

gegnerischen Verbände eine gemein¬
same Front gegen die freien Angestell-
tenorganisatiönen bilden zu wollen. So¬

weit bisher bekannt, wird der GDA. mit

dem DHV. marschieren, trotzdem gerade
in Bremen die Nationalsozialisten einen

sehr starken Einfluß auf den DHV. aus¬

üben. Auf die Nationalsozialisten und

ihre Gefolgschaft hofft also nicht nur der

DHV., sondern auch der GDA. Unsere

Bremer Kollegenschaft wird deshalb

zwar einen kurzen, aber um so hefti¬

geren Wahlkampf führen müssen. Es gilt,
den Erfolg des Jahres 1928 zu ver¬

größern und die Position der freigewerk¬
schaftlichen Angestelltenbewegung In

Bremen auszubauen.

Wo immer es galt, Teilgefechte zu

führen, die für die gesamte Bewegung
von Bedeutung waren, wurde die Rich¬

tung des Kampfes von den freien Ge¬

werkschaften bestimmt. Die Bremer An¬

gestellten führen den Kampf gegen
Reaktion und Faschismus. Jeder Bremer

Funktionär, jedes einzelne Mitglied
unserer freigewerkschaftlichen Bewe¬

gung muß wissen, daß es auf ihn und

seine Mitarbeit ankommt.

Vorwärts, zeigt dem Gegner, daß Ihr

auch In schwierigsten Verhältnissen im¬

stande seid, Erfolge zu erzielen.

Bernhard Göring.

Konzentration macht Fortschritte
Seit der Zeit, da Marx das „Kapital"

sdirieb, hat die Konzentration im gesam¬
ten Kapitalismus der Welt außerordent¬

liche Fortsdiritte gemadit. Ueberall ist

festzustellen, daß auf die großen — auf

die Riesenbetriebe ein immer größerer
Prozentsatz der Produktion fällt, und

wenn wir dazu im folgenden für Deutsch¬

land einige Beispiele bringen, so gilt diese

Entwicklung nicht nur für Deutschland,
sondern in gleicher Weise für alle hoch-

kapitalistisdien Staaten, wenn sich natür-

lidi auch im Tempo der Entwicklung
Unterschiede zeigen.

In Deutsdiland machten die Betriebe,
die mehr als 200 Arbeiter beschäftigten,
1925 hur Vsoo der Betriebe aus, aber auf

sie entfielen 1925 fast ein Viertel aller in

der Industrie besdiäftigten Arbeiter (ge¬
nau 23,5 v. H.). Die Betriebe, die mehr

als 50 Arbeiter beschäftigten, maditen nur

ein reichliches Prozent aller Betriebe aus,

aber auf sie entfielen mehr als zwei

Fünftel aller industriellen Arbeiter (ge¬
nau 41,5 v. H.). Ihr Prozentsatz hat sich

ständig gesteigert. Im Jahre 1895 waren

in den Betrieben, die mehr als 50 Arbeiter

beschäftigten, 29,7 v. H., im Jahre 1907

37,1 v. H., im Jahre 1925 41,5 v. H. der

Personen besdiäftigt.
Aber diese Zahlen zeigen die Konzen¬

trationsstufe der industriellen Produktion

nodi nidit vollständig, denn in der Sta¬

tistik wird noch eine Unmenge von Be¬

trieben als Kleinbetriebe geführt, die nur

in der Statistik eine formale juristische
Selbständigkeit haben, die in Wirklidikeit
aber abhängig von Großbetrieben, vom

Großhandel, sind. Man denke nur an die

vielen kleinen Zigarettengeschäfte, deren
Inhaber eigentlidi Angestellte des Trust¬

kapitals sind, man denke an die vielen

„selbständigen" Handwerker, die in

Wirklichkeit Angestellte der großen Be¬

triebe sind.

Die Konzentration und Zentralisation

des Kapitals zeigte sich nidit nur in

dem ständigen Wadistum der Betriebs¬

größen,
sondern sie zeigte sich vor allem in der

starken Entwicklung der technischen Zu¬

sammensetzung des Kapitals. Die Kraft¬

maschinenleistung der deutschen Industrie

entwickelte sich in folgender Weise:

Sie betrug:
für die Produktions- für die Verbrauchs-

mittcfindustrie glitcrindustrie
1875 . . 619 000 PS 330 000 PS

1895 . . 1940 000 PS 1412 000 PS

1907 . . 6 770 000 PS 3 042 000 PS

1925 . . 13 714 000 PS 4 902 000 PS

Gerade hier aber hat sidi die Zentrali¬

sation und Konzentration des Kapitals
besonders ausgewirkt, denn auf die ein¬

zelnen Betriebsgrößen fielen die motori-

sdien Kräfte in ganz verschiedenem Um¬

fang; auf die Kleinbetriebe, die 87,1 v.H.

der Betriebe ausmachen, fielen 22,3 v. H.

der Arbeiter und noch nidit einmal

7,5 v. H. der motorischen Kraft. Dagegen
fielen auf die Großbetriebe, die nur

1,8 v. H. der Betriebe ausmachen, 54,9 v. H.

der Arbeiter und 79,9 v. H. der rnoto-

risdien Kraft.

Diese riesenhafte Konzentration und

Zentralisation der Produktion zeigte sich

am deutlichsten in der Sdiwerindustrie.

1925 machten die Bergbaubetriebe ein-

sdiließlich der kombinierten Werke und

die Betriebe der Eisen- und Metall¬

gewinnung einsdiließlidi der kombinierten

Werke 0,4 v. H. aller industriellen Be¬

triebe aus. Aber auf sie entfallen mehr

als zwei Fünftel der gesamten Kraft¬

maschinenleistung (genau 41,7 v. H.).
Die Konzentration des Kapitals ist noch

dadurch in letzter Zeit sehr verstärkt

worden, daß im Gefolge des technischen

Fortschritts eine Anzahl neuer junger
Industrien geschaffen wurde; man denke

an die chemische, an die elektrisdie, an

die Kunstseidenindustrie. Diese Indu¬

strien hatten kaum an alte Traditionen

anzuknüpfen, sie hatten keine Klein¬

betriebe in der eigenen Branche nieder-

zukonkurrieren, sie wurden daher von

vornherein auf einer außerordentlich

hohen Stufe der Konzentration gegründet.
Einige Beispiele für die chemische und

die Kunstseidenindustrie ergeben sich aus

der untenstehenden Tabelle.

Und wie steht es mit der Kunstseide?

Mindestens 80 v. H. der Weltkunstseiden¬

produktion werden heute durch finan¬

zielle oder kartellmäfiige Bindung von

folgenden Konzernen beherrscht: Cour-

taulds Ltd., London, Vereinigte Glanz¬

stoff-Fabriken A.-G., Elberfeld, J. P. Bem-

berg A.-G., Elberfeld, Snia Viscosa, Turin,
N. V. Nederlandsdie Kunstzijdefabriek,
Arnhem, Febrice de Soie Artificielle de

Tubize (SA.), Brüssel. Die Aktien der

genannten Gesellsdiaften entspredien
einem Gesamtkurswert von 2,5 Milliarden

Reidismark (p. 1. Juli 1927). Zu dieser

Gruppe gehört noch

die I. G. Farbenindustrie A.-G.,

die mit ihren Werken Köln-Rottweil und

Agfa, sowie mit ihren Beteiligungen bei

der Hölken G. m. b. H. und der Azetat

G. m. b. H. ebenfalls über ausgedehnte
Kunstseideninteressen verfügt.

Als bedeutender Außenseiter in der

Kunstseidenindustrie ist der Du Pont de

Ncmours-Konzern in den Vereinigten
Staaten, auf den etwa 8 v. H. der Welt¬

produktion entfallen, zu nennen. Von ihm

laufen über die Dynamit-Nobel-Gruppe
wieder Fäden zur I. G. Farbenindustrie

A.-G.

Wir sagten, daß die Begründung dieser

„jungen" Industrien den Konzentrations¬

prozeß des Kapitals außerordentlich ver¬

stärkt hat. Gleichzeitig findet gerade liier

die innigste Verbindung von Industrie-

Es entfielen 192? bzw. 1928 von der

Landesproduktion an:

in Deutsdiland
auf I. G. Farbenindustrie A.-G.. .

in Großbritannien

auflmpcr. Chemical Industries Ltd.

in Frankreich
auf Etablissements Kuhlmann . .

in Belgien
auf Union Chimiquc Beige ....

in Italien
auf Montecaiini

in den Vereinigten Staaten
auf E. J. du Pont de Nemours & Cie

Synth,
Farben

Synth.
Stickstoff

hdvwefcl-
siiurc

Supcr-
phosphat

etwa 100% etwa 85% etwa 90 % —

beherrsdit fast die gesamte
¦i nri o / anorganisch-chemische In-

40%

80%

/0 dustrie Grollbritanniens

30 °/o etwa 70 % etwa 70 8/o

60%

100 %

60% 70 %
nimmt in der Herstellung von Sprengstoff, KunsU

seide und synthetischen Farben eine hervorragend^
Stellung ein

82
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und Bankkapital zum Finanzkapital statt.

In den alten Industrien, die auf eine

lange Tradition zurückblidcten, war es in

manchen Fällen — wenn auch immer

weniger — nodi üblich, daß die Moderni¬

sierung, die Erweiterung der Betriebe

durch den Profit finanziert wurde, der aus

dem Verkauf der eigenen Produkte er¬

zielt wurde. Hier konnte also in mandien

Fällen die Verknüpfung von Industrie-

und Bankkapital eine geringfügige sein,

wenn sie auch in der überwiegenden Zahl

der Fälle immer stärker wurde.
Die neuen Industrien dagegen, die von

vornherein bei ihrer Begründung einen

riesenhaften Kapitalaufwand verlangten,
wurden in zahlreichen Fällen direkt durch

das Bankkapital begründet. Sie zeigen
damit mit aller wünschenswerten Deut¬

lichkeit das völlig Sinnlose, das völlig

Absurde der nationalsozialistischenPhrasen,

daß das Geld, daß das Bankkapital das

raffende Kapital, das Industriekapital das

schaffende Kapital sei, während in Wirk¬

lichkeit zwischen Bank- und Industrie¬

kapital ein unzertrennbarer, ein unlös¬

barer Zusammenhang besteht, ein Zu¬

sammenhang, der in den letzten Jahren
immer enger wurde.

Gleichzeitig aber zeigt die Entwicklung,
daß im Fortgang des kapitalistischen
Prozesses selbst die einzelnen Unternehmer

immer mehr funktionslos werden, immer

mehr durch das Kartellbüro ersetzt

werden. So werden im Kapitalismus
selber immer mehr die ökonomisch-tech¬

nischen Voraussetzungen gesdiaffen, die

eine Sozialisierung der Produktion ver¬

langt. Dr. Fritz Sternberg.

Mussolinis „drittes Reich"

IFir lesen im „Wirtschaftsdienst", Heft 3

über Maßnahmen der italienisdien Regie¬
rung it. a. folgendes:

„Ende November 1930 sind mit Wir¬

kung vom 1. Dezember die Gehälter
aller in irgendeiner Form vom Staat

abhängigen Angestellten um den Ein¬
heitssatz von 12 o. II. gekürzt
worden; in einzelnen Fällen findet die

Kürzung ihre Grenze an dem Stand der
Gehälter vom Juni 1929, also vor den
erwähnten Erhöhungen."
Also gleich 12 o. H. Gehaltskürzung.

und Mussolini ist bekanntlich Hitlers
großes Vorbild. Wir danken bestens für
solche Südfrüdite.

ikuich. sie wollte sich,
das flehen nehmest...
Ein Parallelfall zu der in Nr. 4 des

Blattes gebradüen Notiz.
Durch die Zeitungen ging in diesen

Tagen eine erschütternde Nadiridit. Ein
16jähriges Mädchen war durch die un¬

glaubliche Behandlung seiner Chefin, die
Jede kleinste Unachtsamkeit mit Geld¬
bußen bestrafte und das Mädchen un¬

glaublich schikanierte, dahin gebracht,
daß es sich entschloß, sich das Leben zu

nehmen. Vorher kam Grete M. noch auf
die Idee, sidi mit einem Brief an das
Arbcitsgeridit — den Namen hatte sie
wohl irgendeinmal gehört, wußte aber
nicht, worum es sich handelte — zu men-

den. Sie teilte darin dem Gericht ihren
Entschluß mit und schrieb ferner, man

möge von dort aus doch noch naditräg-
lidi einschreiten, damit die „böse Frau"
veranlaßt werde, sidi zu bessern. Der

fiiehter, der diesen Brief bekam, wandte

sich sofort an die Polizei, die das Mäd¬
chen noch im letzten Augenblick, gerad*
als es sich ins Wasser stürzen wollte, am

Ufer der Havel fand und es retten

konnte. Man lieferte Grete M. in*

Krankenhaus ein, wo festgestellt wurde,
daß sie sich durch die Aufregungen der

letzten Tage einen Herzfehler zugezogen
Jiatte. Wie wir weiter erfahren, prüfte
das Arbeitsgeridit die Beschuldigungen

des Mädchens nach und fand sie vollauf
bestätigt.

Dieses kleine Alltagssdücksal beweist

wieder, daß die soziale Gesetzgebung
noch nicht überall bekannt ist und daß
es notwendig ist, immer wieder auf die

Notwendigkeit gewerkschaftlicher Orga¬
nisation hinzuweisen, daß es immer

wieder notwendig ist, aufklärend zu

wirken.

muß vetße&sert werden
Auf Vorschlag der freien Gewerk¬

schaften hat die sozialdemokratische

Reichstagsfraktion am 6. Februar 1931

den nachstehenden Entwurf eines Ge¬

setzes zur Aenderung des Betriebsräte¬

gesetzes im Reichstage eingebracht:

„Der Reichstag hat das folgende Ge¬

setz beschlossen, das mit Zustimmung
des Reichsrats hiermit verkündet wird:

Artikel 1

§ 87 erhält folgenden Abs. 4:

„Durch die Zuerkennung des Entschädi¬

gungsanspruches nach Abs. 1 wird die

Geltendmachung anderer arbeitsvertrag¬
licher Ansprüche nicht ausgeschlossen."

§ 96 Abs. 2 Ziffer 2 erhält folgende
Fassung:

„...
bei Entlassungen, die durch gänz¬

liche und dauernde Stillegung des Be¬

triebes erforderlich sind."

Abs. 2 Ziffer 3 erhält folgenden Zusatz:

„Nicht als Grund zur fristlosen Kündi¬

gung eines Betriebsvertretungsmitgliedes
gilt dauernde Arbeitsunfähigkeit infolge
Krankheit. § 97 gilt in solchen Fällen mit

der Maßgabe, daß das Arbeitsgericht
entscheidet, ob die weitere Aufrecht-

eihaltung des Arbeitsverhältnisses aus

betrieblichen Gründen nicht mehr zumut¬

bar ist."

Folgender Abs. 5 Ist neu anzufügen:

„Betriebsvertretungsmitglieder, deren

Arbeitsverhältnis lediglich aus Anlaß

eines Streiks oder einer Aussperrung ge¬

kündigt worden ist, sind nach Beendi¬

gung des Streiks oder der Aussperrung
wieder einzustellen."

§ 97. Im Satz 3 ist einzufügen zwischen

den Worten „bis zur" und „Entschei¬
dung" das Wort „rechtskräftigen"."

Auch dieser Gesetzentwurf hat, wie

die beantragten Aenderungen der Tarif¬

vertragsordnung, den Zweck, soziale

Mißstände zu beseitigen, die durch Fehl¬

entscheidungen des Reichsarbeits¬

gerichts entstanden sind. Bei der recht¬

lichen Behandlung der Entschädigungs¬

ansprüche aus § 87 des BRG. hat sich

das Reichsarbeitsgericht auf den Stand¬

punkt gestellt, daß ein fristlos ent¬

lassener Angestellter, wenn er der Mei¬

nung ist, daß seine fristlose Entlassung
zu Unrecht erfolgt sei, wählen müsse, ob

er sein Gehalt einklagen oder auf

Weiterbeschäftigung bzw. Entschädigung
gemäß § 87 BRG. klagen will. Beide An¬

sprüche könne dagegen der Angestellte
nicht durchsetzen. Die Auffassung des

Reichsarbeitsgerichts entspricht nicht

dem Sinne des Gesetzes. Der Gesetz¬

geber hat vielmehr einwandfrei und

eindeutig zusätzliche Rechtsansprüche

schaffen wollen. Um deshalb den ur¬

sprünglichen Sinn des Gesetzes wieder

herzustellen, ist die von uns geforderte
Ergänzung des Gesetzes notwendig. Da¬

neben enthält der Gesetzentwurf den

von uns wiederholt geforderten Ausbau

des Kündigungsschutzes für die Mit¬

glieder der Betriebsvertretungen. Mit

Hilfe sogenannter Scheinstillegungen
oder durch Teilstillegungen haben die

Arbeitgeber häufig versucht, gerade die

Betriebsvertretungsmitglieder aus dem

Betrieb zu entfernen. Trotzdem der § 96

Abs. 2 Ziffer 2 BRG. bestimmt, daß die

Zustimmung der Betriebsvertretung zur

Kündigung des Dienstverhältnisses eines

Mitgliedes einer Betriebsvertretung nur

dann nicht erforderlich ist, wenn die

Entlassungen durch Stillegung des

Betriebes bedingt sind, wendet die

Rechtsprechung diese Gesetzesbestim¬

mung auf teilweise Stillegungen an,
darüber hinaus wird sie von den Ar¬

beitgebern auch noch durch Scheinstill-

legungen umgangen. Durch unsere For¬

derungen soll diesem Mißstand be¬

gegnet werden. Es soll ferner für

den Arbeitgeber die Möglichkeit aus¬

geschlossen werden, eine länger
dauernde Erkrankung eines Betriebs¬

vertretungsmitgliedes als Anlaß zur frist¬

losen Entlassung zu benutzen. Der Ar¬

beitgeber soll ferner gesetzlich ver¬

pflichtet werden, nach Abschluß einer

Aussperrung oder eines Streiks die Be¬

triebsvertretungsmitglieder wieder ein¬

stellen zu müssen. Es soll also für sie

dieselbe Rechtslage geschaffen werden,
wie sie bereits für die Schwerbeschä¬

digten gemäß § 13 Abs. 3 des Schwer¬

beschädigtengesetzes besteht. Die hier

vorgeschlagene Regelung entspricht
ebenfalls einem dringenden sozialen Er¬

fordernis. Die Sicherung des Mitbestim¬

mungsrechtes im Betriebe hängt nach

allen praktischen Erfahrungen in hohem

Maße von einem solchen Ausbau des

Kündigungsschutzes ab. Die Arbeiter und

Angestellten haben auch nach der

Reichsverfassung einen Rechtsanspruch
darauf, daß ihnen das Mitbestimmungs¬
recht In vollem Umfange gewährleistet
bleibt.
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Wer ist Herr Grießmeyer?
Eine Präsidentenwahl in der RfA.

Das wäre also auch überstanden 1 Am

i. März 1931 hat Herr Grießmeyer, bis¬

her Ministerialrat im Reichsarbeitsmini¬

sterium, sein Amt als Präsident der

Reichsversidierungsanstalt für Angestellte
angetreten. Man kann nicht sagen, daß

diese Ernennung ein Sieg der Selbstver¬

waltung ist.

Herr Grießmeyer war dem Verwal¬

tungsrat vom Reichsarbeitsministerium

mit vorgeschlagen worden. Trotzdem hat

ihn der Verwaltungsrat nicht mit in Vor¬

schlag gebracht, sondern sich einstimmig

für den gegenwärtigen Finanzminister

der Reidisversicherungsanstalt. Geheirarat

Haenel. ausgesprochen Ein einstimmiges

Votum, wohlverstanden Das einzig be¬

rufene Selbstverwaltungsorgan, das bei

wirklicher Selbstverwaltung auch für die

Ernennung allein zuständig sein müßte,

hatte aus sachlidien Gründen so entschie¬

den. Da wir noch keine echte Selbstver¬

waltung in der Reichsversidierungsanstalt
haben, sollte man wenigstens meinen, daß

der Reidisrat, deT nach den gegenwärti¬

gen gesetzlichen Bestimmungen dem

Reichspräsidenten nach Anhörung des

Yerwaltungsrats den Vorschlag zu machen

hat, einem einstimmigen Votum gefolgt
wäre. Nur zwingende sachliche Gründe

hätten eine abweichende Stellungnahme
rechtfertigen können Davon kann jedoch
hier nicht die Rede sein. Ein neckisches

parteipolitisches Spiel, gewürzt mit parti-
kularistischer Belansche (schreib Belange),
vollzog sich hinter den Kulissen. Die

Manager des Bayern Grießmeyer brachten

den Sachsen Haenel zur Strecke Bei deT

tiefinneren Verbundenheil der National¬

sozialisten mit der bayerischen Reaktion

ist es ganz verständlich, daß die national¬

sozialistischen Vertreter von Thüringen
und Braunschweig im Reichsrat durch

Stimmenthaltung eine knappe Mehrheit

für Grießmeyer ermöglichten. Am Vor¬

mittag war bei einer Art Probeabstim-

mung im Reichsrat noch eine Mehrheit

für Haenel. aber manchmal kommt ja die

Erleuchterung in wenigen Stunden. Von

Herrn Stegerwald erzählt die Mär, daß

er für Haenel gewesen sein soll, sein

Ressortchef war aber wohl anderer Mei¬

nung. Und wie im Leben, so gehl es

auch manchmal im Ministerium zu: Es
kommt nicht immer darauf an,

wer an der Spitze steht, son¬

dern werdieFäden in derHand

hat.

Nach vollzogener Ernennung hörte man

auch von Leuten, die es eigentlich wissen

mußten, die Frage: Wer ist eigentlich
Herr Grießmeyer? Der Reichsarbeits¬

minister hatte uns keine biographischen
Notizen zur Verfügung gestellt, und so

wollen wir hier wiedergeben, was die

ihm nahestehende „Germania" darüber

weiß:

„. . . Ministerialrat Grießmeyer steht
im 52. Lebensjahre, er ist geborener
Bayer. Er studierte Rechtswissensdiaften

an den Universitäten Miindien und Er¬

langen. Nach dreijährigem piaktischem
Vorbereitungsdienst legte er im Jahre 1Q'05

die große juristisdie Staatsprüfung ab.

Alsbald danach trat er "als Vefwaltungs-

beamter in den Dienst des Reichsmarine¬

amts. Im Jahre 1911 machte er dienst¬

liche Reisen nach Ostasien und Nord¬

amerika. Im Jahre 1914 wurde er zur

GouvernementsverwaltungKiautschou ver¬

setzt. Als Tsingtau im November 1914

von den Japanern erobert wurde, geriet
Ministerialrat Grießmeyer in japanische
Gefangenschaft. Erst im Jahre 1920

durfte er in die deutsche Heimat zurück¬

kehren. Er wurde danach mit der Lei¬

tung der Abwicklungszentrale in Kiel

betraut und im Sommer 1920 in das

Reidisarbeitsministerium berufen. Hier

war er sechs Jahre lang als Personalrefe¬

rent tätig. Da er sich in dieser Stellung
vorzüglich bewährte und es vor allen

Dingen verstand, sich das Vertrauen der

gesamten Beamtenschaft zu erwerben,

wurde er später zum Dirigenten
_

der

Personal-, Haushalts- und Organisations¬

abteilung des Ministeriums ernannt.

Seit zwei Jahren untersteht ihm auch

das gesamte Versorgungswesen der Kriegs¬

opfer. Ihm ist es entscheidend mit zu

verdanken, daß es trotz aller Zeitnot ge¬

lungen ist, die Ansprüche der Versor¬

gungsberechtigten im großen und ganzen

unangetastet zu erhalten, und daß femeT

die Versorgungsverwaltung in hervor¬

ragendem Maße ihrer sozialen Aufgabe

gerecht wird. Ihm ist auch mit zu ver¬

danken, daß die gegenwärtige Organisa¬
tionsform der Versorgungsverwaltung,
auf deren Erhaltung die Kriegsbeschädig¬

ten und Kriegshinterbliebenen großen
Wert legen, in ihrem Bestände gesichert

dasteht. Dabei ha1 Ministerialrat Grieß-

mever immer danach gestrebt, daß der

Verwaltungsaufwand der Versorgungs-

behöTden möglichst gering ist Dadurch

ist erreicht worden, daß dieser Verwal¬

tungsaufwand jeden Vergleich mit dem

ähnlicher und vergleichbarer öffentlicher

Einrichtungen mit Ehren bestehen kann.

Wäre die Entscheidung des Reichsrats

sachlich dadurch bedingt gewesen, daß

sein Mehrheitskandidat durch bisher noch

unveröffentlichte grundlegende Arbeiten

auf dem Gebiete der Sozialversicherung

dem Kandidaten des Verwaltungsrats

überlegen ist. dann hätte man zu dieser

Entscheidung noch ja sagen können. So

abeT . . .
Wirklich gut sollen aber die

Verse sein, die HerT Grießmeyer macht.

Ich kenne sie noch nicht, aber ich finde,

daß sein erster Vers auf die Selbstver¬

waltung nicht gerade gut gelungen ist.

Und so müssen wir schon an ihn die

Gretchenfrage richten: Wa9 halten Sie von

der Selbstverwaltung? Wir sind aus

diesem und anderem Grunde etwas miß¬

trauisch. Uns drängt sich auch die

Frage auf: Was verfolgt der allgewaltige
Ressortchef des Reichsarbeitsministeriums

mit dieser Kandidatur für Pläne?

Der Vorgang selbst ist, grundsätzlich
gesehen, ein

Schlag gegen die Selbstverwaltung.

Das einzig Erfreuliche ist an dem Spiel
im Reichsrat der Nachweis, wie wenig
diese Körperschaft geeignet ist, Vor¬

schläge für die höchsten Beamten der

Reichs Versicherungsanstalt zu machen.

Der AfA-Bund hatte, gemeinsam mit den

übrigen Angestelltenverbänden, • beim

Reichspräsidenten gegen die Uebergehung
der Vorschläge der Selbstverwaltung Ein¬

spruch erhoben und den Reichspräsiden¬

ten gebeten, einen neuen zweiten Vor¬

schlag einzuholen. Das ist nicht ge¬

schehen. Ein Grund mehr, solche wich¬

tigen Fragen den Selbstyerwaltungs-

organen allein zu überlassen. Der Ver¬

waltungsrat der Reichsversicherungsanstalt
für Angestellte war am 25. Februar 193-1

zu einer Sondersitzung zusammengetre¬

ten, um ausschließlich zu dieser Frage
Stellung zu nehmen. Er hat auch dies¬

mal wiederum seine Beratungen mit

einer einstimmigen Feststellung abge¬
schlossen:

„Die Nichtbeachtung des einstimmigen
Vorschlages des Verwaltungsrats bei der

Ernennung des Präsidenten der Reichs¬

versicherungsanstalt beweist die Not¬

wendigkeif der Stärkung des Selbstver¬

waltungsrechts. Der Verwaltungsrat
weist deshalb mit Nachdruck auf den

gemeinsamen, mit dem Direktorium im

Mai 1929 gemachten Vorschlag der Ab¬

änderung des § 100 AVG. hin. Dieser

Vorschlag lautet wie folgt-
Grundsätzlich fordert das Direktorium,

daß der Präsident und die anderen beam¬

teten Direktoriumsmitglieder vom Ver¬

waltungsrat bestellt werden. Mindestens

aber ist zu fordern, daß der Präsident

und jedes andere beamtete Mitglied des

Direktoriums auf Einzelvorschlag des

Verwaltungsrats vom Reichspräsidenten
ernannt werde. Der Verwaltungsrat
schließt sich dem an. Er wünscht grund¬
sätzlich die lebenslängliche Anstellung
unbeschadet einer Probezeit."

Die dem Reichtag vorliegende Novelle

zum Angestelltenversicherungsgesetz wird

das verwirklichen müssen.

Fritz Schröder.

Alice

mit dem weiten Blick
Frau Dr. Alice Salomon hat sich in

Tergangenen Jahrzehnten in der bürger¬
lichen sozialpolitischen Bewegung einen

geachteten und sympathischen Namen

erworben. Zu sozialistischer Erkenntnis

hat sie sich niemals durchzuringen ver¬

mocht, dennoch aber namentlich durch

schonungslose Aufdeckung der tatsäch¬

lichen Zustände wacker mitgearbeitet zur

Besserung der Lage der Angestellten
und Arbeiter. Das soll ihr nicht ver¬

gessen sein.

Jetzt aber, was ist aus ihr geworden!
In der „Vossischen Zeitung" stand am

27. Februar ein Artikel von ihr: „Und
doch Aufstieg!" Darin behauptet sie, weil

ein ganzes Volk 16 Jahre lang unter

wirtschaftlichem und politischem Druck

lebte, habe sich „der Blickpunkt ver¬

engt". Und dann packt sie aus, was sie

mit ihrem weiten Blick an „Fortschritt,

Entwicklung, kulturellem Aufbau" ge¬

wahrt. Hier ein paar Kostproben ihrer

Entdeckungen:
„Wohnen wir schlechter als früher?

. . . Wer möchte in die Wohnungen ohne

Zentralheizung zurück, mit der klap¬

pernden Kälte des Morgens, mit den un¬

heizbaren Dielen und Korridoren, der

„guten Stube", die am Tage vor der

Benutzung angeheizt werden mußte ,. . .

Und wer von den Aelteren ist mit flie¬

ßendem Wasser im Sdilafzimmer. mit

dem jederzeit bereiten Bade geboren 1"

„Wieviel weniger und wieviel weniger
weit sind unsere Eltern zu ihrem Ver¬

gnügen oder ihrer Erholung gereist <
. .

Jetzt gehen die Wandervögel und Pfad- - «
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finder nach dem Süden: die Reisebüros

veranstalten 14tägige Reisen dahin für

Weniger als 200 RM., doch wohl für eine

keineswegs höherstehende Schicht. Aber

in dieser Schicht spart man für diese

Reise nicht 25 Jahre (wie es angeblich
„unsere" Eltern taten), sondern fährt im

nädisten Jahr nach der Schweiz, nach

Tirol oder nach Paris."

Wie der letzte Satz beweist, will Frau

Alice ihre Ausführungen keineswegs
auf die besserbemittelten Kreise be¬

schränken. Nein, sie begreift ausdrück¬

lich die Angestellten und die Arbeiter

mit ein. „Die Zahl der auskömmlich Ver¬

sorgten ist gestiegen," schreibt sie, „der
Arbeiter kann sich heute für 1 bis 2

Stunden weniger Arbeit pro Tag ein

erheblich größeres Quantum Güter be¬

schaffen als vor 40 Jahren." Auch „das
Alter ist besser versorgt". Und durch die

Versicherung sind „wesentliche Kreise

der Arbeitslosen durch Rechtsansprüche
einigermaßen mit dem Notwendigen ver¬

sorgt". Denn: „die Gesellschaft fühlt sich

verantwortlidi dafür, daß sie nicht in

den Abgrund der Hilflosigkeit ver¬

sinken".

Dieseu Aufsatz veröffentlicht eine nam¬

hafte bürgerlidie Sozialpolitikerin aus¬

gerechnet um die selbe Zeit, wo die Zahl
der Arbeitslosen in Deutsdiland auf fünf

Millionen angesdiwollen ist, wovon ganz

gewiß eine Million überhaupt keine

Unterstützung bekommen. (Eine Million,

das ist mehr, als es vor 40 Jahren über¬

haupt Arbeitslose gab, selbst in schlimm¬

ster Krisenzeit.) In einer Zeit, wo seit

zwei Jahren fortgesetzt die Unterstützung
bei Arbeitslosigkeit, Krankheit usw. ver¬

ringert und seit VA Jahren die Gehälter

und Löhne gekürzt werden. Ob „wir"
uns zurücksehnen in die Wohnungen
ohne Zentralheizung? Die Unzähligen,
die überhaupt keine Wohnung haben;
die Massen, die keine eigene Wohnung
haben, sondern irgendwo bei anderen

unterkriechen müssen; die Zahllosen, die

in uralten, verlotterten Lödiern hausen

müssen, sie alle würden, ach wie gern,

auf Zentralheizung verziditen und noch

obendrein auf das fließende Wasser im

Schlafzimmer und auf das jederzeit be¬

reite Bad, wenn man ihnen nur solche

Wohnungen geben wollte, die „unsere"
Eltern vor 40 Jahren hatten und an die

Frau Alice mit Schauder zurückdenkt.

Oder vielleicht trösten sie sich mit

ihrer alljährlichen Erholungsreise nach

der Sdiweiz, nach Tirol, nach Paris? —

Wahrlich, wer die Vergangenheit von

Alice Salomon nicht kennt, wird das als

eine Verhöhnung des Massenelends emp¬
finden. Jedenfalls zeigt es, wie ganz und

gar abgewendet von den wirklichen

Nöten des Volkes der „weite" Blick ist,
wie innerlieh gleichgültig er ihnen

gegenübersteht, wenn die sozialistische

Erkenntnis fehlt.

„Frau und Buch" — Kritisches
zum Tag des Buches

In den letzten Jahren haben einzelne

Gewerbezweige, offenbar nach dem

Muster der einträglichen „Weißen
-Wodien" und ähnlidier Warenhaus-

Reklame-Methoden, Propagandatage ein-

. geriditet, um die säumigen Käufer an¬

zuregen. Damit diese Reklame bedeut¬

samer und suggestiver wird, hat man ihr

„Kulturideen" untergeschoben. Die Blu¬

men- und Schokoladenhändler appellie¬
ren am „Muttertag" an die kindlichen

Gefühle, um sie in Blumen und Süßig¬
keiten umzusetzen. Die Budihändler

propagieren am „Tag des Buches" die

Mission des Buches.

Nun wäre an sich gegen diese Art

Reklame nichts einzuwenden. Unange¬
nehm ist zwar die Verquickung von Ge¬

schäft mit Gefühl und Kultur. Aber

schließlich arbeitet jede Reklame mit

lauten und anzüglichen Mitteln, ob man

nun aufgefordert wird, sdiön durch

Elida zu sein oder im Klepperfaltboot
zur Volksgesundung beizutragen. Aber
beim Buch liegt die Sache doch etwas

anders Denn der Buchhandel hat tat-

8üdilich eine wichtige kulturelle Auf¬

gabe, und die Propagierung des Buches,
wenn sie auch aus geschäftlichen Grün¬
den kommt, kann eine Wirkung aus-

.tiben, die mit dem buchhändlerisdien
Zweck nichts mehr zu tun hat

Man hat also den „Tag des Buches"

dementsprechend zu einer Kundgebung

für geistiges Gut zu machen versucht

Schriftsteller haben Vorträge gehalten,
Ausstellungen sind eingerichtet, Artikel

geschrieben worden, Organisationen und

Vereine haben sich als Mittler zur Ver¬

fügung gestellt. Viele große und manche

klugen Worte sind gesprochen worden
— mit welchem Erfolg? Ist das Buch

dadurdi in stärkerem Maße in die Kreise

gedrungen, die ihm bisher fernstanden?

Sind durch den Tag des Buches andere

Käufer in die Budihandlungen gekom¬
men als die, die sonst auch gekommen
wären? Wie kann man erreidien, daß

das Buch von einem Luxusgegenstand
begüterter Kreise zu einem „Gegenstand
täglichen Gebrauchs" für alle wird?

Der

eigentliche Träger und Nutznießer

des „Tag des Buches"

ist der Börsen verein der Deutschen

Budihändler — übrigens die älteste Un¬

ternehmerorganisation (1825 gegründet)
— ein straff organisiertes Zwangskartell
mit starken zünftlerisdien Neigungen,
dem nidit nur alle Budihändler ange¬

hören müssen, sondern der auch von

seinen Mitgliedern eine bestimmte budi-

händlerische Ausbildung fordert. Das hat

praktisch dazu geführt, daß ganze große
Gruppen widitiger moderner Budierzeug-
nisse, wie z. B. die Veröffentlidiun-

gen der Verbände, der Gewerksdiaften

und Parteien außerhalb des Buchhänd-

lerbörsenvereins stehen, also auch nicllt

von ihm propagiert, ja sogar negiert
werden. So kommt es, daß der Börsen¬

verein dank seiner Monopolstellung nur

an der Verbreitung seiner gewisser¬
maßen „offiziellen" Literatur Interesse

hat und sogar eine Art geistiger Zensur

auszuüben bestrebt ist. Dabei erweist

ein Vergleich der „offiziellen" Verlags¬
produktion mit der außerhalb stehen¬

den, daß manche der wichtigsten Neu-

ersdieinungen der letzten Jahre nicht

vom eigentlichen Buchhandel kommen

und demzufolge auch nidit in den Ver¬

zeichnissen der Neuerscheinungen und

damit auch nicht in den Sortimentsbuch-

handlungen geführt und propagiert wer¬

den. Der „Tag des Budies" will aber

natürlich in erster Linie nur für die

eigene Buchhandelsproduktion werben.

Dazu kommt ferner, daß der

Börsenverein durdi seine Kartellpolitik

seine Mitglieder zwingt, die Büdier zu

festen — und meist hohen — Preisen

zu verkaufen. Das Buch ist dadurch zum

Markenartikel geworden. Wenn es dem

Buchhandel mit dem „Tag des Budies"

und seiner Kulturmission ernst wäre,

d. h. wenn er wirklich das gute Buch in

die sogenannten „weiteren Volkskreise"

bringen will, dann müßte er zuerst die

Preise senken. Wenn der Angestellte
und Arbeiter als Freund des guten
Buches geworben werden soll, dann

muß es billiger werden. Oder will der

Börsenverein des deutschen Budihandels

auf diese nicht sehr zahlungsfähigen
Kreise verzichten? Dann soll er euch

auf die schönen Phrasen beim „Tag des

Buches" verziditen und sich gleich offen

zu den Methoden der Weißen Woche

bekennen.

Die Devise des diesjährigen „Tag des

Budies" lautet „Frau und Buch". Ein

Ehrenausschuß hat sich gebildet, dem

auch Schriftstellerinnen von hohem Rang
angehören, eine große Zahl von Frauen¬

verbänden hat sich angeschlossen Warum

nicht? Frau und Buch — gewiß wäre

da eine wertvolle Aufklärungsarbeit zu

leisten. Für eine im öffentlidien und

geistigen Leben noch junge und leben¬

dige Schicht wie die Frauen könnte es

von Wert sein, zumal in einer für sie

so gefährlichen Situation wie im Augen¬
blick, den literarischen Niedersdilag
ihrer Arbeits- und Lebensfragen zu

überblicken und zu propagieren. Aber

was werden die Sortimentsbudihand-

Iungen, die Frauenvereine und die

Werbeschriften zum Tag von „Frau und

Buch" anbieten? Werden sie die Frauen

auf die wichtige Aufklärungsliteratur für

und wider den § 218 hinweisen? Werden

sie die Schriften und Zeitschriften über

die Stellung der Frau im Dritten Reich

zusammentragen? Werden sie die Frauen

z. B. mit der

Literatur über die Frauenarbeit

bekannt machen, auch mit der, deren

Verlage außerhalb des Börsenvereini

stehen (z. B. von den Veröffentlichungen
des letzten Jahres: Die Frauenarbeit in

der Metallindustrie vom Metallarbeiter-
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Verband; Mein Arbeitstag, mein Wochen¬

ende vom Textilarbeiter-Verband; Die

weiblichen Angestellten vom ZdA.)? Wir

fürchten, sie werden es nicht tun. Wir

fürchten, sie werden für die „Dame"

eine nette elegante Kollektion zusam¬

menstellen von Büdiern, die man als

moderne Frau gelesen haben muß, sie

werden die Frauenbewegung herholen,

die weite Plantage von Haushalt, Kin¬

derstube und Küche und schließlich die

pikante

Literatur über den sex appeal.

Dazu die braven und die weniger braven

Romane „für die Frau". Aber für die

arbeitende Frau, die Arbeiterin und die

Angestellte wird diese Propaganda nidit

viel bringen. Wenn sich der Buchhandel

diese Frauen zu Büdierfreundinnen

machen will, braucht er dazu keinen be¬

sonderen Tag des Buches für die Frau.

Er soll gute braudibare Bücher verlegen
über die Fragen, die die Frau wirklidi

angehen, ohne reaktionäre Zensur, und

er soll sie so billig verkaufen, daß sie

sich auch die schlechtbezahlte Frau kau¬

fen kann. Dann wird sidi die Beziehung

von „Frau und Buch" schon von selbst

finden. Susanne Suhr.

Ctuf&teCCung von
önaantux und (foi£au$
Nadi § 40 HGB. sind bei Aufstellung

von Inventur und Bilanz sämtliche Ver¬

mögensgegenstände nach dem Wert an¬

tusetzen, der ihnen in dem Zeitpunkt bei¬

zulegen ist, für weldien die Aufstellung

stattfindet. Es bleibt dabei die Frage zu

beantworten, welcher Wert in § 40 gemeint
sei. Bei Erörterung dieser Frage sind in

der Literatur die merkwürdigsten Aus¬

drücke, wie objektiver Wert, gegenwärti¬

ger Wert, Gebrauchswert, Endmert, Zeit¬

wert usw., geprägt worden.

Die juristisdie Literatur hat fast aus¬

nahmslos die Ansicht vertreten, daß Ver¬

mögensgegenstände zu dem Veräußerungs¬
wert in die Bilanz einzusetzen sind. So

heißt es bei „Ansdiütz und Völderndorff,
Kommentar zum Allgemeinen Deutschen

Eandelsgesetzbudi", Bd.I, S.241: „Bei dem

kaufmännischen Betriebe kommen die

Objekte immer nur nach dem allgemeinen
Verkehrswerte in Betracht; es sind daher,

wenn eine richtige Bilanz gezogen werden

toll, die Vermögensbestandteile so zu ver¬

anschlagen, wie dieselben zu der gegebe¬
nen Zeit sofort zu Geld gemacht werden

könnten."

In einer Entscheidung des ROH. (Reichs¬
oberhandelsgerichts), Bd. 12, S. 18, wird

die Bewertungsfrage wie folgt behandelt:

mUnter dem als maßgebend für die Bilanz

tu ermittelnden Werte ist überall der all¬

gemeine Verkehrswert im Gegensatz zu

tinem nur auf willkürliches subjektives
Ermessen oder auf bloße Spekulation zu¬

rückführendem Wertanschlage zu ver¬

stehen, da die Bilanz der objektiven
Wahrlieit der wirklidien Vermögenslage
entspredien soll, woraus folgt, daß Ver¬

mögensbestandteile, die einen Markt- oder

Börsenpreis (Kurs) haben, der Regel nadi

zu dem sich hieraus ergebenden Werte in

die Bilanz einzustellen sind, während

für andere Vermögensbestandteile deren

gegenwärtiger objektiver Wert auf son¬

stige Weise zu ermitteln ist."

Aehnlich heißt es in einer Entscheidung

des Reichsgerichts in Zivilsachen (Bd. 19,

S. 120), daß maßgebend der Wert sei, wie

ihn ein mehr oder minder umfassender

Verkehrskreis bei Unterstellung des Fort¬

gebens des Objekts gegen Entgelt als

realisierbar erachtet.

Mit besonderem Nachdruck hat das

Preußische Oberverwaltungsgeridit des

öfteren betont, daß § 40 HGB. den Ver¬

äußerungswert vorschreibe. Eine Ent¬

scheidung in Staatssteuersachen aus dem

Jahre 1897 (Bd. 6, S. 42 ff.) führt aus: „Der

für Inventur und Bilanz maßgebende
handelsreditlidie Wert ist der objektive

Verkaufsmert und daher identisdi mit

dem gemeinen Werte nach § 9 des Er¬

gänzungssteuergesetzes. ... Die Bilanz

rechnet hiernach mit demjenigen Tausch¬

werte, welcher nach der in der betreffen¬

den Interessengemeinschaft anerkannten

Meinung für das Gut erlangt werden

kann. Dies ist der objektive Tausdimert."

In einer Entscheidung vom Jahre 1909 ist

dieser Grundsatz miederholt worden, in¬

dem es wiederum heißt: „Als der nach § 40

HGB. in der Bilanz anzusetzende Wert

gilt der gemeine Wert, d. i. der objektive
Verkaufswert unter der Voraussetzung
des Forlbestandes der Unternehmung."

Audi aus § 261 HGB. können wir

schließen, weldien Wert der Gesetzgeber
in § 40 gemeint hat. § 261 Abs. 3 läßt es

nämlidi als Ausnahme von der Regel des

§ 40 zu, daß gewisse Aktiva ohne Rück-

sidit auf einen geringeren Wert zu dem

Ansdiaffungs- oder Herstellungspreis in

die Bilanz eingesetzt werden. Mit dem

geringeren Wert kann aber nur der Ver¬

äußerungswert gemeint sein. Das Haupt¬
motiv, das den Gesetzgeber zur Auf¬

stellung von Bilanzoorschrifien veranlaßt

hat, ist in dem Gläubigerschutz zu er¬

blicken. Um diesen Zweck zu erfüllen,

muß die Bilanz den wahren ungeschmink¬
ten Vermögensstand wiedergeben. Dieser

tritt aber am deutlidisten hervor, menn

die Gegenstände des Vermögens mit dem

wahren, wirklichen Wert, dem Tagespreis,

eingesetzt werden.

Dipl.-Bandelslehrer Schönsee.

Des Kampf
um das Svd.öl

Dieser Tage haben die großen Kon¬

zerne den Benzin pr eis in Deutsch¬

land um 2 Pf. ermäßigt. Was war die

Ursadie? Die Vereinigten Staaten, die

zwei Drittel der Welterzeugung liefern,
haben ihre Erzeugung 1930 um ungefähr
10 v. H. eingeschränkt, um die Preise ge¬

nügend hodizuhalten. Aber die Sowjet¬
union, die der zweitgrößte Produzent der

Welt ist (etwa 10 o. IL), hat dieses Ma¬

növer durchkreuzt: Sie hat ihre Erzeu¬

gung außerordentlich ausgedehnt und

steht in scharfem Preiskampf mit den

amerikanischen und britischen Konzernen,

der Standard Oil, der Shell Comp, und

der Anglo-Persian-Burmah-Oil. Europa,
der Hauptkonsument, erzeugt selbst nur

3 v. 11. der Weltproduktion, und so

kämpfen die Oelkonzerne mit der Sowjet¬
union um den europäisdien Markt, und

Deutschland ist ausnahmsweise der

lachende Dritte.

dbie gxoße
fyCctiemcftau in &eip§lg
Anfang März und Ende August findet

alljährlich in der alten Messestadt Leipzig
eine Mustermesse statt. Seit Mitte der

neunziger Jahre des verflossenen Jahr¬
hunderts ist an die Stelle der Waren¬

messe die allgemeine Mustermesse ge¬

treten. Die in Leipzig ausgestellten
Waren gelangen mithin nicht zum Ver¬

kauf, sondern dienen nur als Muster.

Voraussetzung für eine Mustermesse ist

weitgehende Standardisierung der Pro¬

duktion. Die Leipziger Messe hat es zu

einer großen Bedeutung gebracht. Es

dürfte keine Veranstaltung dieser Art auf
der ganzen Welt an den Umfang und an

die Bedeutung der Leipziger Messe heran¬

reichen. Die Frühjahrsmesse übertrifft

an Umfang die Herbstmesse, mas schon

daraus ersichtlich ist, daß der Maschinen¬

bau, die Elektrotechnik und andere Bran¬

chen nur im Frühjahr ausstellen. Die

Mustermesse ist eingeteilt in zwei große

Gruppen: allgemeine Mustermesse und

Tedinisdie Messe. Erstere spielt sich in

den etwa 40 Meßhäusern im Innern der

Stadt ab, während letztere auf dem neu-

ersdilossenen Gelände am Völkersdilacht-

denkmal konzentriert ist.

Ein ungeheurer Strom von Waren

und Menschen ergießt sich zur Messe

nach Leipzig. In diesem Frühjahr sdiätzt

man die Zahl der Messebesucher auf
175 000 bis 200 000. Neben Deutsdiland

stellen in diesem Frühjahr 23 Länder ihre

Waren in Leipzig aus. Waren es bis vor

einigen Jahren vornehmlich europäisdie
Staaten, die Leipzig als Gelegenheit zur

Geschäftserweiterung betrachteten, so sind

andere Staaten, wie Japan, Chile, die

Vereinigten Staaten, Indien usm. neu hin¬

zugekommen. Länder wie Italien, Polen,

England, Finnland, Jugoslawien, Ruß¬

land u. a. haben erst in den letzten Jahren
den Weg zur Leipziger Messe als Aus¬

steller gefunden. Insgesamt sollen zur

diesjährigen Frühjahrsmesse etwa 35 000

Ausländer nach Leipzig gekommen sein.

Die überseeischen Staaten waren sdiwä-

dier, Länder wie Holland, die nordischen

Staaten, England usw. stärker als im Vor¬

jahre auf der Messe vertreten.

Wenn man an den Hauptmessetagen

Leipzig durchschreitet, so befindet man sich

tn einem lebhaften Gemoge von Mensehen.

Die Meßhäuser werden ununterbrochen

von Menschenmassen durchflutet. Auf den

Straßen wird durdi alle möglichen Mittel

die Aufmerksamkeit der Besucher auf
diese oder jene Branche zu lenken oer-

sudü. Die Technische Messe bildet das

Herzstück der großen Musterschau. In

den 17 Ausstellungshallen dröhnen Ma¬

sdiinen, bewegen sich Apparate, sind

Werkzeuge und Warenmengen aller Art

zur Schau gestellt. Ein ständiger Besucher

der Leipziger Messe hat hier von Jahr
zu Jahr Gelegenheit zu beobachten, wie

ruhelos der menschliche Erfindergeist

tätig ist, und wie mensdilidie Intelligenz
und technisdies Können sidi zu einem

Resultat praktisdier Nutzungsmögluhkeit

vereinigen. Man hat das Gefühl, den

sausenden Webstuhl der Zeil in immer

höherer Vervollkommnung bewundern zu

können. Es ist diarakteristisdi, daß gerade
in diesem Jahre, wo in der Welt mehr alt
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80 Millionen Arbeitslose vorhanden sind,
nach Maschinen gefragt wurde, die Ar¬

beitskräfte ersparen sollen. Schließlich
sieht man nur noch menschenleere Fabrik¬

säle und Büroräume, aber glänzend aus¬

gestattet mit Maschinen und Apparaten.
Die Leipziger Messe bietet jedenfalls einen

lehrreichen Ansdiauungsunterricht, wie

die Technik auf allen Gebieten fort¬
schreitet.

Die diesjährige Messe fiel in eine Zeit

der schwersten Krise. Man hatte

Der prozentuale Anteil der ausländischen
Aussteller und Einkäufer dn derGeamt«
zdisi derAussteuer und dergeschäftlichen
Besucher zu den Messen 1924-1£K)
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deshalb die Hoffnung, daß von hier aus

die Industrie einen Impuls zum Wieder¬

aufstieg erhielt. Diese Hoffnung dürfte
sidi als trügerisch erwiesen haben. Die

ausländischen Einkäufer glaub¬
ten, nidit zuletzt durch das Gesduei über

die Preissenkungsaktion in Deutsdiland,
besonders billig einkaufen zu können. Sie

waren teilweise enttäusdit. Im großen
und ganzen konnten Geschäfte nur zu den

gedrücktesten Preisen getätigt werden.

Die deutsdie Industrie wird die Lehre
daraus gezogen haben, daß sie sich im

internationalen Geschäft nur zu be¬

haupten vermag, wenn sie ihre Preise bis

zum äußersten heruntersetzt. Leipzig bot

das Sdiauspiel einer rücksichtslosen Jagd
um das Gesdiäft. Dabei ergab sich ein

Wettbewerb zwischen den ausländisdien

und inländisdicn Ausstellern. Man hatte
den Eindruck, daß Deutschland der Kon¬
kurrenz der übrigen Staaten durchaus

gewachsen ist.

Das Inlandsgcschäft konnte
deshalb nidit zu einer nennenswerten

Ausdehnung gelangen, weil die Kauf¬
kraft hierzulande so niedrig ist, daß jeder
Anreiz zu einer Gesdiäflsbelebung fehlt.
Wenn fünf Millionen Arbeitslose und
rund zwei Millionen Kurzarbeiter vor¬

handen sind, die mit ihren Familien den
dritten Teil des Volkes ausmachen, und
ivenn daneben die Kaufkraft der übrigen
Volksgetwssen durch Lohn- und Gehalts¬
abbau derart eingeschränkt ist, dann ist
es unmöglich, den Auftrieb der Wirtsdiaft
von der Nachfrage her zu erwarten. In¬

dustrie und Handel müssen deshalb ver¬

suchen, das Gesdiäft von der Preisseife

her zu beleben. Die Frühjahrsmesse ließ
Anzeichen hierfür erkennen. Die Sen¬

kung der Preise ist aber nodi nidit weit¬

gehend genug erfolgt, um anlehnend an

die Kaufkraft die ersehnte Gesdiäfts-

ausmeilung herbeizuführen. Die deutsche

Wirtsdiaft muß sich in der Kunst üben,
die gegebene Kaufkraft zur Voraus¬

setzung der Absatzmöglidikeiten zu

machen.

Ueber die Gesdiäfisergebnisse der Früh¬

jahrsmesse ließe sich sehr viel sagen.

Von sehr guten Resultaten bis zu den aus¬

gesprochenen Mißerfolgen sind alle Ab-

weidumgen vertreten. Auf der Tech¬

nischen Messe haben vor allem Neu¬

heiten gut angesprochen. Erfahrungs¬
gemäß kommt hier ein wirkliches Ge¬

schäft erst nadi Wodien und Monaten zu¬

stande. Aussteller wie Einkäufer werden

von Leipzig mit neuen Erfahrungen
zurückgekehrt sein. Die Einsidit dürfte
allgemein vorherrschen, daß ein rück¬

sichtsloser Konkurrenzkampf
das Merkmal der kommenden Zeit sein

wird. Hierauf sich früh genug einzustellen

und die vorhandenen Möglichkeiten zu

nutzen, dürfte allein das Geheimnis des

Gesdiäftserfolges in der Zukunft bilden.

Paul Ufermann.

Sozialhygienische
Gedanken über den § 218
Der § 218 bestraft eine Frau, die eine

Schwangerschaft an sich unterbrechen

läßt, und ihre Helfer mit schweren Ge¬

fängnisstrafen, gleichwohl wird dieser

Strafparagraph außerordentlich oft über¬

treten. Sachkenner wollen die Ziffer der

jährlichen illegalen Unterbrechungen auf

900 000 schätzen, manche meinen sogar,
daß die Zahl der Unterbrechungen die

der normalen Geburten übersteige, und

alles dieses, obwohl die Frauen wissen,
daß sie nicht nur Strafe zu gewärtigen
haben, sondern auch häufig Leben und

Gesundheit aufs Spiel setzen, well die

meisten Unterbrechungen durch Laien

vor sich gehen, die die medizinisch ge¬
botene Vorsicht nicht anzuwenden ver¬

stehen. Mindestens 6000 Frauen sterben

jährlich an Kindbettfieber im Anschluß

an eine unsachgemäß ausgeführte Unter¬

brechung, wahrscheinlich ist diese Zahl

erheblich höher, da oft genug auf den

Totenscheinen mit und ohne Absicht ver¬

schleierte Diagnosen angegeben werden.

Weitere Zehntausende erkranken an

Unterleibsentzündungen, die kürzere

oder längere Zeit andauern und, wenn

sie nicht ausheilen, eine Frau in relativ

Jungen Jahren invalidisieren. Es sind

grauenhafte Ziffern und Tatsachen, die

hier angeführt werden mußten, und doch

Ist die Uebertretung riesenhaft, beinahe

eine Selbstverständlichkeit. Wollte man

über diese Tatsache mit einer schönen

Geste hinweggehen und etwa sagen,
daß jeder Strafparagraph übertreten

werde, ohne daß daraus seine Auf¬

hebung gefolgert werden könne, so ist

dieser Vergleich durchaus unstatthaft, da
die meisten Personen, die ein Gesetz

übertreten, Diebe, Hehler, usw. In ihrem

Innern ganz genau wissen, daß sie etwas

Verurteilenswertes begangen haben und

sich auch dann nicht freisprechen, wenn

sie nicht gefaßt werden. Bei der Ueber¬

tretung des § 218 ist es aber gerade um¬

gekehrt. Fast die gesamte Frauenwelt

hat nicht die Empfindung, eine straf¬

bare Handlung begangen zu haben und

spricht sich und andere nicht nur frei,
sondern Ist überzeugt, in einem Zwange
schlimmster Not gehandelt zu haben, ist

überzeugt, die Motive der Uebertretung
vor sich und anderen sittlich durchaus

rechtfertigen und die volle Verantwor¬

tung vor ihrem Gewissen tragen zu

können. Ein Gesetz aber, das millionen¬

fachen empörten Widerspruch sonst sitt¬

lich einwandfreier, ja hochstehender

Menschen hervorruft, kann nicht gut sein

und darf nicht aufrechterhalten bleiben.

Die juristische Sachlage

Ist so, daß nach dem Wortlaute des Ge¬

setzes eigentlich jede Schwangerschafts¬
unterbrechung strafbar Ist, auch eine

solche, die vom Arzte wegen Lebens¬

gefahr der Mutter vorgenommen wird.

Sie wird in diesem einzigen Falle von

der praktischen Rechtsprechung nur des¬

wegen nicht mit Strafe belegt, well sie

als unter den sogenannten Notpara¬
graphen fallend betrachtet wird, der

„von einer gegenwärtigen, nicht anden

abwendbaren Gefahr eines erheblichen

Schadens" spricht. Diese juristische
Strafrechtslage ist natürlich ganz unhalt¬

bar, und deswegen hat der Strafrechts¬

ausschuß des Reichstages einen neuen

§ 254 vorgeschlagen, „der eine Ab¬

treibung als nicht vorliegend erachtet,
wenn ein approbierter Arzt eine Schwan¬

gerschaft unterbricht, weil es nach den

Regeln der ärztlichen Kunst zur Abwen¬

dung einer ernsten Gefahr für das Leben

oder die Gesundheit der Mutter erfor¬

derlich ist". Die folgenden Ausführungen
sollen zeigen, daß auch diese schon sehr

verbesserte Fassung noch nicht genügt.
Die zweifelhafte Sachlage hat zu dem

heutigen Zustande geführt, der vielen als

ein solcher erscheint, daß zwar wohl¬

habende Frauen selbst bei nicht zu¬

reichenden Gründen In der Stille des

ärztlichen Sprechzimmers oder der Klinik

jede Schwangerschaft beseitigen lassen

können, daß aber Aermere und Ver¬

sicherte abgewiesen werden und des¬

wegen zur „weisen Frau" wandern. So

kennt man Fälle, daß bei Frauen mit

einem Dutzend Kindern, daß bei ^jähri¬
gen geschwängerten Kindern die ärzt¬

liche Unterbrechung nicht erreicht wer¬

den konnte, um nur solche zu nennen,

bei denen man mit gutem ärztlichen

Grunde „Gefahr für Leben und Gesund¬

heit" hätte annehmen können. Darüber

hinaus ist zu betonen, daß es sich gar

nicht um ein gesundheitliches, sondern

um ein soziales Problem handelt.
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Denn nur wenige Frauen wenden sich

hilfesuchend an den Arzt, weil sie für

ihre Gesundheit fürchten, die ungeheure

Mehrzahl deswegen, weil ein neues

Familienmitglied wirtschaftlich einfach

nicht mehr tragbar ist und für die vor¬

handenen Familienmitglieder eine Ver¬

ringerung ihres Existenzminimums und

Ihrer schon an sich geringen Ansprüche

an Lebensglück bedeutet.

Im vorigen Jahre haben 356 Berliner

Aerztinnen eine Eingabe an den Reichs¬

tag gerichtet, in der sie die vollkom¬

mene Freigabe der künstlichen Unter¬

brechung, evtl. die Ausdehnung auf so¬

ziale oder wirtschaftliche Notlage ver¬

langten. Noch bedeutsamer ist ein Vor¬

gang in Hamburg. Dort Wurde unter den

Aerzten eine geheime schriftliche

Abstimmung über ganz bestimmte Fragen

vorgenommen, unter deren Schutz die

Aerzte ihre Meinung besser zum Aus¬

druck bringen konnten als auf dem

Aerztetag. Das Ergebnis ist so inter¬

essant, daß es zweckmäßig erscheint, es

hier mitzuteilen, zumal die Fragestellung
sofort gut in den gesamten sehr ver¬

wickelten Fragekomplex hineinführt. Alle

Hamburger Aerzte sprechen sich

für Freigabe der Unterbrechung

aus, wenn Gefahr für das Leben der

Mutter droht, fast alle, wenn nur die Ge¬

sundheit gefährdet ist. (Der Aerztetag

hatte eine erhebliche Gefahr ver¬

langt.) 75 v. H. sprachen sich für An¬

erkennung der sozialen Notlage bei me¬

dizinisch zweifelhafter aus. (Der Aerzte¬

tag hatte sie unbedingt abgelehnt.)

85 v. H. stimmten für Freigabe bei nach¬

gewiesener Notzucht, 58 v. H. bei

Jugendlichen unter 16 Jahren, 32 v. H.

bei Vorhandensein von vier Kindern,

36 v. H. bei rascher Folge von Schwan¬

gerschaften, 24 v. H. bei Frauen über

40 Jahren, 54 v. H. bei Vorhandensein von

Erbübeln, deren Uebertragung wahr¬

scheinlich war. (Der Aerztetag hatte in

bezug auf alle diese Fragen teilweise

abgelehnt, teilweise sich ausgeschwie¬

gen.) Die völlige Freigabe ohne Ein¬

schränkung wurde von fast allen Aerzten

abgelehnt. Die verehrten Leserinnen

dieser Zeitschrift wird es interessieren,

daß 58 v. H. der männlichen Aerzte die

Zustimmung des Ehemannes bei ehe¬

licher Schwangerschaft verlangten, von

den weiblichen Aerzten aber nur 20 v. H.,

während sie 70 v. H. ablehnten, ein inter¬

essantes Beispiel der verschiedenen Auf¬

fassung von Mann und Frau über das

gleiche Problem trotz gleicher fachmän¬

nischer Vorbildung. Diese Abstimmung

der Hamburger Aerzteschaft stellt einen

erheblichen und erfreulichen Fortschritt

dar, und es ist dringend zu wünschen,

daß ihr bei den Beratungen im Reichstag
volle Würdigung zuteil wird.

Obwohl ich einer radikalen Aenderung

des Strafparagraphen 218 einen großen
Wert beilege, kann Ich das Problem da¬

mit nicht erschöpft erklären. Die künst¬

liche Unterbrechung ist nämlich keine

sozial-hygienische Leistung, wenn man

darunter eine solche versteht, die end¬

gültig hilft. Tatsächlich hilft sie nie end¬

gültig, denn in kürzester Frist kann eine

Frau in dieselbe Notlage geraten, und

des Operierens ist kein Ende. Das kann

kein Vernünftiger erstreben. Will man

Geburtenregelung treiben, nur gewollte
Kinder haben, so Ist dafür die

Verhütung der Schwangerschalt

die gegebene Maßnahme, die eine

sozial-hygienische Leistung ersten Ran¬

ges ist, weil sie vorbeugenden

und endgültigen Charakter trägt.

Sie sollte kommunalen Eheberatungs¬

stellen übertragen werden, die nach ge¬

wissen Prinzipien, deren Erörterung ein

andermal in dieser Zeitschrift erfolgen

wird, unentgeltlich Geburtenregelung

durch Verhütung zu treiben hätten. Kann

erst jede Frau ohne Kosten und ohne

Gefahr sich schützen lassen, dann kann

man auch von ihr die Verpflichtung hierzu

verlangen, und dann verliert der ganze

§ 218 und die künstliche Unterbrechung,

die doch immerhin eine gewisse Gefahr

bietet und überhaupt kein Schutz ist,

einen großen Teil der ihm heute noch zu¬

kommenden Bedeutung. Die vollständige

Freigabe der Unterbrechung wäre in

solchen Fällen zu verlangen, in denen ein

vorheriger Schutz unmöglich war, z. B.

bei späterem Eintritt von Gefahr für

Leben und Gesundheit der Frau, bei

Schwachsinnigen, bei Genotzüchtigten,

bei Kindern unter 16 Jahren, Im übrigen

nur dann, wenn eine ernste Notlage

irgendwelcher Art vorliegt, die eine

Kommission, der auch Frauen angehören,

zu prüfen hätte. Die Unterbrechung sollte

im Interesse der Frau immer in einer

Klinik vor sich gehen, ein unbefugter

Eingriff durch Laien sollte, ebenfalls Im

Interesse der Frau, strengen Strafen

unterliegen. Mit einer solchen Gesamt¬

regelung, die das Problem allseitig an¬

faßt und in der alles auf alleinigen

Schutz des einzelnen wie der

Gesamtheit abgestellt Ist, würde

sich die Frauenwelt bestimmt zufrieden

geben. Stadtarzt Dr. Roeder.

Pflichtversicherung
gegen Arbeitslosigkeit
Lange vor der Schaffung einer Ver¬

sicherung gegen Arbeitslosigkeit haben

manche Gewerkschaften, zuerst in Groß¬

britannien, nachher auch auf dem Fest¬

land von Europa, ihren arbeitslosen Mit¬

gliedern regelmäßige Unterstützungen ge¬

zahlt. Der dabei erzielte Erfolg war so

groß, daß sich gegen Ende des vorigen

Jahrhunderts öffentlidie Körpersdiaften
in einigen Ländern entschlossen, den ge-

werksdiaftlidien Arbeitslosenkassen Zu¬

schüsse zu gewähren. Zuerst wurden

solche Zuschüsse von Gemeinden oder

Provinzen geleistet, vor allem in Belgien
und Frankreich, später wurde dazu über¬

gegangen, private oder öffentliche Arbeits¬

losenkassen durch Gewährung staatlidier

Zuwendungen zu fördern.

Den ersten Versuch mit der staatlichen

Pflichtversicherung gegen Arbeitslosigkeit
machte Großbritannien, wo im Jahre 1911

für gewisse Industrien, die besonders

unter Arbeitslosigkeit zu leiden hätten,

die Arbeitslosenversicherung eingeführt
würde.'Der Kreis der Versidierten wurde

1916 und 1920 erweitert; er umfaßt nun

die große Mehrheit der Arbeitnehmer in

Industrie, Handel und Verkehr. Italien

führte die Arbeitslosenversicherung 1919

ein, Oesterreich folgte 1920. Rußland 1921,

Polen 1924 usw. Der irische Freistaat hat

nach seiner Trennung von Großbritannien

die Versicherung beibehalten. Gegen¬

wärtig gibt es eine Pflichtversicherung

gegen Arbeitslosigkeit in acht Staaten

Europas, neun Schweizer Kantonen und

im australisdien Staat Queensland.

Der Bereich der Versicherung ist

von Land zu Land verschieden abgegrenzt.

Die in der Land- und Forstwirtschaft be¬

schäftigten Personen unterstehen gegen¬

wärtig nur in Deutschland zum Teil der

Versicherung. In Italien waren sie

ursprünglich einbezogen, wurden aber mit

dem noch jetzt geltenden Gesetz vom

30. Oktober 1923 ausgeschlossen. In

Großbritannien sind Vorschläge auf Ein¬

beziehung der Arbeitnehmer in der Land¬

wirtschaft bereits wiederholt abgelehnt

worden.

Auch sonst ist gewöhnlich nodi ein

mehr oder weniger weit gezogener Kreis

von Personen von der Versicherung aus¬

genommen. Dazu gehören gewöhnlich die

Beamten und Angestellten von Behörden,

sowie die Personale der Eisenbahnen,

welchen Stetigkeit der Beschäftigung ge¬

sichert ist. Manche Gesetze haben den

Gedanken der Stetigkeit der Beschäfti¬

gung auf die Privatangestellten

ausgedehnt. So nimml eine italienische

Verordnung vom 23. Dezember 1923 die

Arbeitnehmer solcher Privatunternehmun-

gen, die Stetigkeit der Beschäftigung ver¬

bürgen, von der Versicherung aus. In

Queensland können ständige Angestellte

durch Verordnung von der Versicherungs-

pflicht befreit werden. In Großbritannien

sind unter anderem Beschäftigungen mit

anderer als Handarbeit versichern ngsfrei,

wenn die Entlohnung 250 £ (etwa 5000

Reidismark) im Jahr übersteigt, ferner

die Beschäftigung als Provisionsagent

oder in ähnlicher Stellung.

Die Zahl der Arbeitnehmer, welche der

Pflichtversicherung gegen Arbeitslosigkeit

unterstanden, war 1929 wie folgt: Deutsch¬

land 16 73S000. Großbritannien und Nord¬

irland 12 100 000. Rußland (Schätzung)

10 000 000. Italien 2 600 000, Oesterreich

1300 000. Polen 1033 000. Irischer Frei¬

staat 284 000. Bulgarien 287 000. Queens¬

land (Australien) 137 000. Schweiz (neun

Kantone) 150 000

In allen zehn Ländern zusammen waren

rund 44 700 000 Personen gegen Arbeits¬

losigkeit versichert.

Die Höhe und Dauer der Unterstützung

ist in den, einzelnen Ländern recht un¬

gleich bemessen: sie wurde auch in den

meisten Ländern wiederholt geändert. Die

Unterstützungssätze sind zum Teil nach

Lohnklassen, zum Teil nur nach Alters¬

klassen abgestuft. Zusatzunterstützungen

an unterhaltsberechtigte Familienangehö¬

rige sind die Regel. Eine Fortdauer der

Unterstützung über die regelmäßige Dauer

hinaus ist nur in wenigen Ländern vor¬

gesehen: dazu gehört die Krisenunter-

stiitzüng in Deutschland und die Not¬

standshilfe in Oesterreich. In Groß¬

britannien wurde ehedem ebenfalls

zwischen regulärer und verlängerter
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Unterstützung unterschieden, doch isi

diese Unterscheidung seil April 1928 auf¬

gehoben. Hier sind die Leistungen nur

eingeschränkt durch eine Wartefrist von

sechs Tagen und das Erfordernis der

Leistung von 30 Wochenbeiträgen inner¬

halb der zwei Jahre, die dem Unter¬

stützungsbezug vorausgehen. Während

einer Uebergangszeit, die wiederholt ver¬

längert wurde, bestehl bereits dann Unter¬

stützungsanspruch, wenn acht Beiträge
.während der letzten zwei Jahre oder aber

30 Beiträge während irgendeines Zeit¬

raumes bezahlt wurden.

Angaben über die Kosten der Arbeits¬

losenversicherung hegen nur aus wenigen
Ländern vor. In Deutschland sind

die Gesamtausgaben der Reichsanstalt

für Arbeitsvermittlung und Arbeits¬

losenversicherung von 1163.9 Millionen

Reichsmark 1928 auf 1580 Millionen

Reichsmark 1929 gestiegen. Dabei handelt

es sich jedoch nicht allein um Auf¬

wendungen für die Arbeitslosenversiche¬

rung; in den Ausgaben im Jahre 1929

sind inbegriffen: Aufwand der Reichs¬

anstalt für Arbeitslosenversicherung und

berufsübliche Sonderfürsorge, einschließ¬

lich der Maßnahmen zur Verhütung und

Beendigung der Arbeitslosigkeit. 1139 Mil¬

lionen. Aufwand des Reichs für bernfs-

ühliehe Sonderfürsorge 105 Millionen,

Kriseiiunterstiitziing (Reichs- und Ge¬

meindeanteil) 167 Millionen, Ausgaben
für verstärkte Förderung 41 Millionen

und Kosten der Arbeitsämter usw.

108 Millionen Reichsmark.

In Großbritannien betrug der

Aufwand für Arbeitslosenunterstützung
allein 1928 44.3 Millionen und 1929

44.4 Millionen Pfund Sterling: die Gesamt¬

ausgaben, einschließlich Verwaltnngs-
kosten usw. machten 1928 50.8 und 1929

ßl.2 Millionen Pfund Sterling aus (etwa

1016 bzw. 1024 Millionen Reichsmark).
In Oesterreich betrugen die Aus¬

gäben für die Arbeitslosenversicherung
und die Notstandshilfe 1928 158 Mil¬

lionen Schilling und 1929 183 Millionen

Schilling.
Im Jahre 1929 hat die Regierung von

Norwegen einen Gesetzentwurf be¬

treffend die Einführung einer obligato¬
rischen Arbeitslosenversicherung geneh¬
migt, deren Geltungsbereich derselbe wie

jener der Krankenversicherung sein soll.

Die Regierung von Neuseeland hat zu¬

gesagt, bald eine Arbeitslosenversicherung
einrichten zu wollen. In Schweden

bat der Sozialminister empfohlen, die

endgültige Entscheidung über die Frage
der Arbeitslosenversicherung hinauszu¬

schieben. Nach seiner Ansicht würde vor¬

läufig genügen, die gewerkschaftlidie
Arbeitslosenversicherung so auszubauen,
daß sie imstande wäre, der gewöhnlichen
Arbeitslosigkeit zu begegnen.

H. Fehlinger.

O sprich, wie lang noch soll es dauern,

Das alte Reich der Barbarei?

Noch stützen tausend dunkle Mauern

Die feste Burg der Tyrannei.
Doch ach, dein Herz ward zur Ruine,
Du lächelst nur, und.nickst dazu! ¦

Denn auch der Mensch wird zur Maschine,
Wenn er mit hungerbleicher Miene

Das alte Tretrad schwingt, wie du!

(Aus Arno Holz, Buch der Zeit.)

„Vorbereitung" fürs

Leben
Wie lange muß ein Lehrling Post ablegen?

Ist ein Junge oder ein Mädel glücklich
von den Eltern durch die Schule gebracht
worden, so beginnt die große Sorge um

eine gute Lehrstelle, und gar mancher

muß sich die Füße wundlaufen, bis es

ihm endlich gelingt, eine Stelle als Lehr¬

ling zu bekommen Wenn natürlich bei

dem übergroßen Angebot der „Lehrherr"

die Möglichkeit hat, nach Herzenslust zu

sieben, bis er sich zur Aufnahme eines

LÜBECK

bestimmten Lehrlings entschließt, so

müßte man andererseits aber auch an¬

nehmen, daß gerade der Lehrberr das

größte Interesse daran haben muß. sich

in dem ihm anvertrauten „Zögling" eine

vollwertige Arbeitskraft heranzubilden,

die später einmal als tüchtiger Mit¬

arbeiter zu verwerten ist, das Geschäft

von der Pike auf gelernt hat und mit

allen Einzelheiten des Betriebes vertraut

ist. Ganz abgesehen von der moralischen

Pflicht, dem jungen Menschen den Le¬

bensweg nach besten Kräften zu ebnen

und ihn fähig zu machen, den Kampf
ums Brot nach vollendeter Lehrzeit auf¬

nehmen zu können. Es gibt Lehrherrn,

die sich dieser Pflicht bewußt sind, aber

es gibt auch viele, denen man ihre Pflidit

immer wieder ins Gedächtnis zurück¬

rufen muß und die belehrt werden

müssen, daß ein Lehrling ein Mensch

und nicht eine Maschine ist, die man

nach Belieben zu den geisttötendsten
Arbeiten verwenden darf, so daß die

„Lehr"zeil in eine „Verdummungs"zeit

umgewandelt wird.

So war es auch im Falle des kauf¬

männischen Lehrlings Rudolf, der einen

Posten in einer Berliner Fabrik gefunden
hatte, in deren Kontor er seine Aus¬

bildung erhalten sollte. Nun weiß jeder,
daß die erste Stufe für den Npuein-

tretenden immer die Postablege-Ahtei-

lung ist, und Rudolf kam auch hin. Die

Eltern des Jungen unterschrieben den

vierjährigen Lehrvertrag, und nun be¬

gann die „Ausbildung". Rudolf legte

fleißig Post ab, und außerdem hatte er

auch über die Portokasse tu wadieu.

Nach einiger Zeit meinte ei, daß er wohl

schon hinreichend um der Kun^l des

Postablegens vertraut wäre und gerne

auch was anderes gelernt hätte, aber es

wurde ihm bedeutet, daß er von derlei

Dingen nidits verstehe. Rudolf wagte

auch vorderhand nicht zu mucken und

legte weiter Post ab. Tag für Tag, bis

es endlich fünf Monate geworden waren,

die er diese geistlose, mechanische Arbeit

versehen hatte.

Da wurde es ihm zu bunt, er rebel¬

lierte und verlangte „energisch" - wie

später behauptet wurde — mil anderen

Arbeiten beschäftigt ^u werden, um

seine Kenntnisse zu erweitern Wegen
dieser verbrecherisdien Forderung wurde

Rudolf von seiner Dienstgeberin prompt
auf die Straße gesetzt: fristlos ent¬

lassen.

Rudolf aber war von seiner Gewerk¬

schaft gut beraten. Er reichte gegen

die Fabrik beim Arbeitsgericht eine

Feststellungsklage ein. derzu folge die

Firma verpflichtet sein sollte, das Lehr¬

verhältnis weiter fortzuführen

Der Lehrling drang auch mit seiner

Klage durch, und die Begründung des

Urteilssprudies ist wert, festgehalten zu

werden, da sie einen wichtigen Finger¬

zeig, sowohl für. Lehrherren als auch für

Lehrlinge selbst, bildet.

Vor allem wurde festgestellt, daß der

Lehrling nach § 76 Abs. 3 HGB. einen

Anspruch auf umfassende Ausbildung in

sämtlichen im Bereiche des Betriebes

vorkommenden kaufmännischen Arbeiten

hat. Der Lehrherr hal die ausdrückliche

Pflicht, den Lehrling in den vorkommen¬

den kaufmännischen Arbeiten entweder

selbsl oder durch einen ausdrücklich dazu

bestimmten Vertreter ausbilden zu lassen.

Das Urteil wandte sich dann noch in

scharfer Form gegen die Beklagte, die die

Ansicht vertrat, den Lehrling während

der ganzen Lehrzeil immer nur Post ab¬

legen lassen zu können, und die glaubte,
den Protest Rudolfs als „beharrliche"

Arbeitsverweigerung ahnden zu dürfen.

Als eigentlidier Zweck des Lehrver-

bältnisses wurde selbstverständlich die

Ausbildung bezeichnet, und die Verpflich¬

tung des Lehrlings zur Dienstleistung
und der hieraus für den Lehrherrn ent¬

springende Vorteil tritt demgegenüber
zurück, wie sich ja schon aus der ge¬

ringen Höhe der Lehrlingsvergütung

ergibt.
Rudolf war demnach vollkommen im

Recht, wenn er endlidi verlangte, auch

mit andern Arbeiten beschäftigt zu wer¬

den, um seine Kenntnisse zu erweitern.

Das Gerichi bezeichnete die Beschäfti¬

gung des Klägers als eintönig und im

Sinne der Ausbildung vollkommen uner¬

sprießlich und stellte ausdrücklich fest,

daß nicht der geringste Grund für eine

fristlose Entlassung vorgelegen hat.

So wird die Firma wohl oder übel

Rudolf wieder in ihre Dienste nehmen

müssen."um ihm diejenige Ausbildung an-

gedeihen zu lassen, die das Gpsetz vor¬

schreibt und die nötig ist. um aus

unserer Jugend brauchbare und fähige

Kräfte zu machen, die spä'er verwerten

können, was man sie gelehrt hat. Aber man

muß sie eben lehren und nicht zu Kulis

degradieren 1 A.G.
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}lündigunq,,>&cfaui$gc.set$
für ättete CLnge&tef&te

Häufige Anfragen veranlassen uns, auf
die wesentlidien Bestimmungen des Kün¬

digungsschutzes hinzuweisen. Das KSchG.

bestimmt in seinem § 2 folgendes:
„Ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr

als zwei Angestellte ausschließlich der

Lehrlinge beschäftigt, darf einen An-

festellten, den er oder im Falle einer

lechtsnadifolge, er und sein Rechtsoor-

eänger mindestens fünf Jahre beschäftigt
haben, nur mit mindestens drei Monaten

Frist für den Schluß eines Kalenderviertel-

iahres kündigen. Die Kündigungsfrist er¬

höht sich nach einer Beschäftigungsdauer
von acht Jahren auf vier Monate, von

zehn Jahren auf fünf Monate, von zwölf
Jahren auf sechs Monate. Bei der Berech¬

nung der Besdiäftigungsdauer werden

Dienstjahre, die vor Vollendung des

25. Lebensjahres liegen, nicht berück¬

sichtigt.
Die nach Abs. 1 eintretende Verlänge¬

rung der Kündigungsfrist des Arbeit¬

gebers gegen den Angestellten berührt

eine oertraglidie Kündigungsfrist des

Angestellten gegenüber dem Arbeitgeber
nicht. Unberührt bleiben die Bestimmun¬

gen über fristlose Kündigung."
Zusammengefaßt ergibt sidi folgend»

Uebersicht:

Beschäftigungsdauer: Mindesl-Kündigungsfriiti
5 Jahre 3 Monate

8

10

12

Es rechnet nidit nur die Beschäftigung
bei dem jetzt kündigenden Arbeitgeber,
sondern audi die bei seinem Rechtsvor¬

gänger.

Umsätze

der Konsum¬

genossenschaften
Das Betriebsjahr der Mehrzahl der

Konsumvereine läuft vom 1. Juli bis

30. Juni. In dem am 30. Juni 1930 ab-

gesdilossenen Berichtsjahr 1929/30

erzielten die Konsumgenossen¬
schaften des Zentralverban-

des deutscher Konsumvereine

(Sitz Hamburg) einen Umsatz -von

1240 Millionen RM. Da sich der auf

der gleichen Grundlage errechnete Um¬

satz des Vorjahres auf 1176 Millionen

RM. stellte, beträgt die Umsatzerhöhung
5,4 y. H.

Für die Konsumgenossenschaften des

ZdK. mit mehr als 400 Mitgliedern kann

bereits über die Entwicklung im Ka¬

lenderjahr 1930 berichtet werden.

Der Umsatz betrug 1183 Millionen RM.

gegen 1212 Millionen RM. im Kalender¬

jahr 1929 Er ist demnach unter den

Auswirkungen der ungünstigen Wirt¬

schaftslage um 29 Millionen RM. oder

2,4 v. H. gesunken, davon entfallen allein

auf das vierte Vierteljahr 1930 25 Mil¬

lionen RM. Im Vorjahr konnte noch

eine Erhöhung von 119 Millionen RM.

oder 11 v. H. festgestellt werden.

Die Konsumvereine stehen mit

einer Umsatzverminderung von 2,4 v. H.

im Kalenderjahr 1930 nodi am besten da.

Die Forschungsstelle für den Handel be¬

ziffert den wertmäßigen Umsatzrückgang
im deutschen Einzelhandel mit

9 v. H. (auf den Lebensmittelhandel ent-
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fallen 6,7 v. H.) und für die Waren¬

häuser auf 6.3 v. H.

Günstiger als die Konsumgenossen¬
schaften schneidet die Großeinkanft-

Gesellschaft Deutscher Con-

sumvereine (Sitz Hamburg) ab. Sie

erzielte im Kalenderjahr 1930 einen Um¬

satz von 495 Millionen RM. gegenüber
50t Millionen RM. im Vorjahr (Rück¬

gang 1,22 v. H.). Dagegen konnte die

GEG. den Umsatz an Erzeugnissen aus

eigenen Herstellungsbetrieben von 123

auf 137 Millionen RM. steigern, das sind

11 v. H. Außerdem hatten die Produk¬

tionsbetriebe im Verkehr mit den eigenen
Abteilungen und Betrieben einen weiteren

Umsatz von 6,3 Millionen RM.

Kalifcvnischev "Stets

in China

China ist das klassische Land des Reis¬

baues. Es hat überdies außerordentlich
niedrige Arbeitslöhne, und trotzdem hat

sidi vor einiger Zeit folgendes ereignet:
In einer chinesischen Hafenstadt wurde

Reis aus Kalifornien (Vereinigte Staaten),
also dem Land mit den höchsten Löhnen,
gekauft, trotzdem die Entfernung nicht

gerade klein ist. Wie ist das zu erklären?
Im Innern Chinas gibt es außerordent¬

lich viele Grenzen, bei deren Ueber-

sdireitung Zölle zu entrichten sind, die

sogenannten Likins. Die Zölle haben
in ihrer Gesamtheit eine Zeitlang den

Reistransport aus dem Landesinnern an

die Küste derart verteuert, daß der Reis¬

einkauf aus Kalifornien rentabel wurde.

Ein seltsames

Hvennstcff

Vor wenigen Wochen kam aus Kanada

die Nadiricht, daß die Eisenbahnen auf
einzelnen Strecken im Innern des Landes

statt Kohle Gerste verheizen. Wie ist

das zu erklären?

Die Preise aller Getreidearten und ins¬

besondere der Gerstepreis sind im Laufe
des letzten Jahres um beinahe ein Drittel

ihres ursprünglichen Standes gesunken.
Die Welt erlebt eine Agrarkrise, wie sie

seit Jahrzehnten nicht da war. Und wäh¬

rend auf der einen Seite die 17 000 000

Arbeitslosen, die es in der Welt gibt, zu

wenig Geld haben, um sich genug Brot

zu kaufen, hat es die kapitalistische
Wirtschaft so eingerichtet, daß es in

Kanada rentabler ist, die Lokomotiven

mit Gerste anstatt mit Kohle zu heizen.

Billige
Dienstmädchen gefällig?
Die Karlsruher Hugenberg-Zeitung, dal

„Tageblatt", schreibt zur Arbeitsdienst¬

pflicht:
„Wie wäre es nun, wenn man das

weibliche Arbeitsdienstjahr für alle 20-

bis 22jährigen Fabrikarbeiterinnen und

Bürodamen einführen würde, dergestalt,
daß sie ein Jahr im häuslichen Dienst bei

einer fremden, nicht verwandten Familie

an einem entfernten Ort zubringen müß¬

ten, um in allen Zweigen der Hauswirt¬

schaft ausgebildet zu werden.

An ihrer Stelle wären in den Fabriken

und Büros zwangsweise arbeitslose junge
Männer zum Lohn der betreffenden

Frauen einzustellen. Als Lohn wäre den

Mäddien, wie ehemals beim Militär, für

den Tag 30 Pf. zu zahlen."

Ließe sich das nicht mittels Notverord¬

nung binnen drei Tagen einführen?

„Weine" Ctnqe&teCite
aC& 1f$lHC&e»ae&rei&endt2tl
In München zerbricht man sich dau¬

ernd den Kopf, wie man den Fremden¬

verkehr heben kann. Daß hierzu in

erster Linie meltmännisdie Höflidikeiit-

formen, strengste parteipolitische Neu¬

tralität und Großzügigkeit allen Berufs-
sdiiditen gegenüber, ohne Unterschied der

Person, gehören, ist zwar für jeden

einigermaßen intelligenten Zeitgenossen
selbstverständlich, scheint aber immer

noch nicht in das kleinbürgerlich ein¬

geengte Weltgefühl einseitiger, nurbaju-
varischer Fremdenverkehrspolitiker und

vor allem Gaststätteninhaber Eingang

gefunden zu haben.

Am 10. Februar 1931 hielt die In¬

dustrie- und Handelskammer

München, ein begutaditendes, angeb¬
lich sachverständiges Organ für die Be¬

hörden und amtlidie Interessenvertretung

von bezirkseingesessenen Firmen, eine

öffentliche Sitzung ab, in der Dr. Edmund

Simon, der geschäftsführende Syndikus,
ein längeres Referat über die Wandlun¬

gen im Fremdenverkehr und die sich dar¬

aus ergebenden Forderungen hielt. Bei

seinem Klagelied über den Rückgang der

Qualität des in- und ausländischen

Fremdenverkehrspublikums konnte man

vernehmen, wie herablassend und gering¬

schätzig man in diesem Gremium der

wirklichen und angehenden Kommerzien-

räte, den Vertretern der sogenannten
Wirtschaft, über die Arbeitnehmer, im

besonderen über die „kleinen" Angestell¬
ten, denkt. Dr. Simon führte u. a. wört¬

lich aus:

„. . . Dagegen ist ein neuer Typ des

Fremden erstanden, der im Volksmund

vielfach als der Rucksackreisende bezeich¬

net wird — der Arbeiter, der heute An¬

spruch auf bezahlten Urlaub hat, der

kleine Angestellte, der verarmte Bürger,
sie alle sudien sich, wenn auch mit be¬

schränkten Mitteln, auf Reisen zu erlwlen

und zu bilden, können aber nur äußerst

bescheiden auftreten, nehmen häufig den

Proviant mit und vermögen nur dat

Allernotwendigste unterwegs zu kaufen
und in billigsten Quartieren zu über-

naditen. . . ."

Später strich er dann den ttt Ruck¬

sackreisenden wie folgt um den Bart:

„. . . Man soll sie häufig nicht gern

sehen, weil sie nur wenig zur Besserung
der wirtschaftlichen Lage des Hotel- und

Gastwirtsgemerbes und der übrigen am

Fremdenverkehr interessierten Kreise bei¬

tragen. Dies zugegeben, so wäre doch

nidits verkehrter, als diese Touristen un¬

freundlich aufzunehmen. Erstens bringen
sie, wenn auch wenig, so dodi überhaupt
etwas Geld. Zweitens aber machen si»

Propaganda in ihren Kreisen und kom¬

men doch häufig auch mit wirtsdiaftlidi

bessergestellten Bekannten zusammen, so

daß ein empfehlendes oder vernichtendet

Urteil von dieser Seite sehr günstige oder

ungünstige Folgen für den betreffenden
Ort haben kann. . . ."

Es ist sehr sdimeidtelhaft, daß er-

holungsuchende „kleine" Angestellte von

der Industrie- und Handelskammer Mün-

dien offiziell zu sogenannten „Ruck¬
sackreisenden' gestempelt werden —



sprachlich anklingend an „Rucksack¬

spartakisten" Aber gehört nicht in allen

alpinen Gegenden gerade der Rucksack

zum obligaten Ausrüstungsgegenstand der

meisten Touristen, selbst der Mitglieder
feudaler und feudalster Alpenvereinssek¬
tionen? Auf der einen Seite wundert

man sich über den schmalen Geldbeutel

der Arbeiter, Angestellten und Beamten,

auf der anderen Seite sind die gleichen
Unternehmer unausgesetzt bemüht, den

TAGUNGEN

Lohn- und Gehaltsabbau nicht abstoppen
zu lassen. Daß man die Hoteliers und

Gastwirte noch ausdrücklich darauf auf¬
merksam madien muß, uns „kleine" An¬

gestellte und „Rucksackreisende" freund¬
lich aufzunehmen, ist ein Kapitel für sich

und spricht Bände für die kulturelle

Rückständigkeit unbelehrbarer Teile alt-

bajuoarisdier Frandenverkehrsinteressen-

ten. W. S.

Die inter¬

nationalen Bankangestellten
Die im Internationalen Bund der Privat¬

angestellten (Amsterdam) zusammen¬

geschlossenen Organisationen veranstal¬

teten am 4. und 5. März 1931 In Berlin die

3. Internationale Bankangestellten-Konfe¬
renz. Von den ausländischen Bruder¬

organisationen waren Vertreter aus

Oesterreich, Tschechoslowakei, Belgien,
Dänemark und Polen erschienen. Beson¬

ders erfreulich war die Anwesenheit der

Delegierten von zwei Organisationen
(Schweden und Tschechoslowakei), die

zwar heute dem Internationalen Bund

der Privatangestellten noch nicht an¬

gehören, mit unserer Bewegung Jedoch
sympathisieren, so daß der Anschluß

dieser beiden Verbände an unsere

Amsterdamer Angestellten-Internationale
wohl nur noch eine Frage der Zeit sein

wird. Der Vorsitzende der Internatio¬

nalen Fachgruppe der Bankangestellten,
Kollege Allina-Wien, konnte den

Vertreter des Internationalen Arbeits¬

amtes in Genf, Oberregierungsrat Donau,
sowie unseren Kollegen Otto Urban

als Präsidenten des Internationalen

Bundes der Privatangestellten begrüßen.
Der ZdA. hatte zu dieser Konferenz

•ußer den Vorstandsmitgliedern Rogon
und Haußherr acht Delegierte entsandt. Es

waren das Kurt Wetze'-Berlin, Walter Trost-

Hamburg, Gregor Goldberg-Danzig,
Werner Buchholz - Lübeck, Eugen Lust-

Kassel, Hugo Böhme-Magdeburg, Josef

Kamphausen - Weilburg/Lahn und Erwin

Hlrner-Stuttgart. Bei der Auswahl dieser

Delegierten waren sowohl Privatbanken

wie auch städtische Sparkassen, Stadt¬

banken und Girokassen berücksichtigt.
Der Sekretär des Internationalen Bundes

der Privatangestellten, Kollege G. I. A.

Smlt Jr., Amsterdam, gab einen

Bericht über die Entwicklung der Fach¬

gruppe In den letzten Jahren, aus dem

iu entnehmen war, daß heute ungefähr
40 000 Bankangestellte in der Internatio¬

nalen Fachgruppe zusammengeschlossen
sind. Die Delegierten der einzelnen

Länderorganisationen gaben Berichte

Ober die Lage der Bankangestellten In

den verschiedenen Ländern. Wenn auch
diese Berichte In bezug auf die Gehalts¬

verhältnisse, das Arbeitsrecht und die

sozialpolitische Lage erheblich vonein¬

ander abweichen, so war doch das eine

festzustellen, daß die gegenwärtige
Weltwirtschaftskrise auf allen Ländern

lastet und die wirtschaftliche Lage der

Bankangestellten überall ungünstig be¬

einflußt hat. Von einer Reihe von Red¬
nern wurde nachdrücklich gefordert, daß

Im Hinblick auf die fast in allen Ländern

durchgeführte Rationalisierung und Me¬

chanisierung Im Bankgewerbe eine all¬

gemeine Verkürzung der Arbeitszeit not¬

wendig sei. Kollege Haußherr gab
einen Bericht über die Gehaltsverhält¬
nisse und das Dienstrecht der Angestell¬
ten der öffentlichen Banken und Spar¬
kassen in Deutschland, während unser

Kollege Goldberg-Danzig die dortigen
Verhältnisse schilderte. Durch die Kon¬

ferenz Ist der Wert und die Bedeutung
des Internationalen Zusammenschlusses

erneut zum Ausdruck gebracht worden.

Daß dieser Zusammenschluß angesichts
der weit verzweigten internationalen

Verbindungen des Bankkapitals für die

Bankangestellten ein besonderes Er¬

fordernis ist, ist keine Frage. Die Aufgabe
der internationalen Fachgruppe wird es

sein. In allen Ländern den freigewerk¬
schaftlichen Gedanken auch bei den

Bankangestellten zum Ziele zu verhelfen.

Gerade die Lage der Bankangestellten
In Deutschland, Oesterreich und der

Tschechoslowakei, wo freigewerkschaft-
llche Organisationen der Bankangestell¬
ten bestehen, gibt den Beweis dafür, daß
eine starke freie Gewerkschaft die Vor¬

bedingung für den wirtschaftlichen und

sozialen Aufstieg der Angestellten ist.

Der Zentralbetriebsrat

bei der Reichspost tagte
Am 26. und 27. Februar trat der Zentral¬
betriebsrat der Reichspost zu einer Voll¬

sitzung in Berlin zusammen. Zwecks Vor¬

nahme der Neuwahlen wurde der Zen¬

tralwahlvorstand gewählt, dem von

unserem Verbände Kollegin Theunert

angehört. Zur Vereinheitlichung des

Wahlverfahrens sollen in Zukunft die

Vorschlagslisten für die Bezirks- und

örtlichen Betriebsräte die gleiche Ord¬

nungsnummer wie die Listen für die
Wahl zum Zentralbetriebsrat erhalten.

Der Zentralbetriebsrat nahm eine Ent¬

schließung an, die eine erhöhte Werbe¬

tätigkeit der Deutschen Reichspost ver¬

langt. Durch die Einrichtung von Neben¬

stellenanlagen durch private Telephon¬
gesellschaften entstehen der Reichspost
erhebliche Ausfälle an Gebühren. Für

das Personal der Reichspost bedeutet

das einen Arbeitsausfall. In einer weite¬

ren Entschließung verlangt der Zentral¬

betriebsrat bei der Einstellung oder

Weiterbeschäftigung von Doppelver¬
dienern eine genaue Prüfung, ob beide

Ehegatten tatsächlich auf Erwerb ange¬
wiesen sind. Er verlangt ferner, daß die

Annahme von bezahlter Nebenbeschäfti¬

gung grundsätzlich verboten wird. An

die Sitzung schloß sich eine Besichtigung
der Lindcar-Fahrradwerke an, die sich in

den letzten Jahren zur zweitgrößten
Fahrradfabrik Deutschlands entwickelt

haben. Die Teilnehmer zeigten sich über

die mustergültigen Einrichtungen dieses

den freien Gewerkschaften gehörenden
Unternehmens sehr befriedigt.

Aus den Fachgruppen
BEHÖRDENANGESTELLTE

Betriebsratswahlen
im Reichswehrministerium

Der jüngste der Hauptbetriebsräte Im
Reich beim Reichswehrministerium wird

am 20. März neugewählt. Wir richten

einen letzten Appell an die Wähler, ihre

Stimme für die Vorschlagsliste 1 Meinke-

Benters abzugeben.
Der GDA. bemüht sich, den bisher

nicht erfüllten Wunsch, einen Sitz zu er¬

ringen, in diesem Jahre zu verwirklichen.

Sein einziges Agitationsmittel Ist dabei

die Tatsache, daß wir mit den Arbeitern

eine gemeinsame freigewerkschaftliche
Liste aufgestellt haben. Hierbei ver¬

schweigt er, daß er bei früheren Wahlen

mit den Ihm nahestehenden Hirsch-

Dunckerschen Gewerkschaften ebenfalls

gemeinsame Vorschlagslisten eingereicht
hat. Das soll scheinbar nun nicht mehr

wahr sein und die Angestelltenschaft In

seinem Sinne beeinflussen. Die An¬

gestellten bei Heer und Marine werden

sich aber dadurch nicht einfangen lassen.

Hat übrigens schon jemand etwas über

die wirksame Tätigkeit des bisherigen
christlich-nationalen Angestelltenver¬
treters im Hauptbetriebsrat gehört? Die

Stimmenabgabe für die Liste der Gedag-
verbände würde also die bisherige
Tatenlosigkeit verewigen. Aus diesem

Grunde kommt auch die Wahl dieser

Liste nicht In Betracht. Zu wählen Ist die

Vorschlagsliste 1.

Betriebsrätewahlen
in der Reichsfmanzverwaltung

Die diesjährigen Betriebsrä'tewahlen In

der Reichsfinanzverwaltung erlangen da¬

durch besondere Bedeutung, daß der

GDA. sich als Ziel die Erwerbung des

dritten Sitzes Im Hauptbetriebsrat ge¬
setzt hat, den er uns abzunehmen ge¬

denkt. Schon im Vorjahre glaubte er,

durch einen Antrag auf Ungültigkeits¬
erklärung zu diesem Ziele zu gelangen.
An dem Willen der Angestelltenschaft
wird diese Absicht jedoch scheitern.

Auch der dritte Sitz des GDA. wird die

Interessen der Angestellten nicht weiter

zu fördern in der Lage sein. Wie gering
sein Einfluß In der Verwaltung Ist, geht
daraus hervor, daß der dem Bundesvor¬

steher Schneider des GDA. politisch
nahestehende Reichsfinanzminister Diet¬

rich bisher nicht zu bewegen war, den

Hauptbetriebsrat zu empfangen oder

an einer seiner Sitzungen teilzunehmen.

Dabei ist eine Verhandlung mit dem Chef

der Verwaltung außerordentlich wichtig,
um so mehr, weil gerade unter der

Herrschaft Dietrichs weitgehende
Eingriffe In die Arbeitsverhältnisse der

Angestellten vorgenommen werden. Die

Etatkürzungen und die dadurch

bedingten Entlassungen von

1400 Angestellten kommen auf

sein Konto. Der GDA. hat bisher nicht

vermocht, trotz aller Behauptungen über

seine Stärke auch nur einen beschei¬

denen Teil der zur Entlassung kommen¬

den Angestellten in der Verwaltung zu

halten. Deshalb darf sich niemand durch

die Agitation des GDA. beirren lassen.

Es gilt vielmehr, ihm zu zeigen, daß die

Angestelltenschaft der Reichsfinanzver-

waltung sich noch immer einen klaren

Blick bewahrt hat. Dies wird an den

Wahltagen am 16. und 17. März dadurch

zum Ausdruck kommen, daß zu allen Be¬

triebsvertretungen die Angestelltenschaft
ihre Stimme für die freigewerkschaftliche
Liste abgibt und zum Hauptbetriebsrat
die Vorschlagsliste 1 Okowlak-Bruhn

wählt.
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ANGESTELLTE DER

SOZIALVERSICHERUNG

Versorgungsanwärter
und Sozialversicherung

Inzwischen haben auch die Versiche¬

rungsträger zur Frage der Einstellung der

Versorgungsanwärtet Stellung genom¬

men. Der Arbeitgeberverband deutscher

Berufsgenossenschaften, die Reichsknapp¬

schaft, der Gesamtverband der Kranken¬

kassen Deutschlands, der Reichsverband

deutscher Landkrankenkassen, der Haupt¬

verband deutscher Innungskrankenkassen
und der Hauptverband deutscher Kran¬

kenkassen haben dem Reichsarbeits¬

minister gegen die bevorrechtigte An¬

stellung der Versorgungsanwärter bei

den Verwaltungen der Sozialversiche¬

rungsträger ihre schweren Bedenken vor¬

getragen. In ihrer Eingabe wird u. a. fol¬

gendes ausgeführt:
„Abgesehen von der Beeinträchtigung

des Selbstverwaltungsrechts muß darauf

hingewiesen weiden, daß der Dienst in

der Sozialversicherung im allgemeinen
neben verwaltungsrechtlichen und -tech¬

nischen Erfahrungen Anforderungen
stellt, für die die Versorgungsanwärter
kaum die Voraussetzungen erfüllen. Ein

ersprießliches Wirken an den Stellen, an

denen die Angestellten der Sozialver¬

sicherung mit den Versicherten in Be¬

rührung kommen, ist nur möglich, wenn

eine eingehende Kenntnis des sozialen

Lebens, soziales Verständnis und Ver¬

trautheit mit den Auffassungen und Emp¬
findungen der Versicherten vorhanden

Ist. Ob ein langjähriger Heeres- oder

Polizeidienst geeignete Gelegenheit
bieten, diese Voraussetzungen zu er¬

werben, muß im allgemeinen als fraglich
bezeichnet werden.

Aber auch im Interesse der Finanzen

der Versicherungsträger muß die bevor¬

rechtigte Einstellung von Versorgungs¬
anwärtern schwere Bedenken auslösen.

Die vorgeschriebene Anrechnung der

Im Dienste von Reich, Staat oder Ge¬

meinde zurückgelegten Zeit auf Besol-

dungs- und Pensionsdienstalter wird

eine erhebliche Steigerung der Verwal¬

tungskosten der Sozialversicherung Im

Gefolge haben.

Die Träger der Sozialversicherung

haben sich In den letzten Jahren In

steigendem Maße bemüht, jüngere
Kräfte für den immer schwieriger wer¬

denden Nachwuchs zu schaffen. Diese

zum Teil mit erheblichen Opfern ge¬

leistete Arbeit wird jetzt zum Teil

gegenstandslos, da die Möglichkeit,
diesen Nachwuchs In die geeigneten
Stellen zu bringen, durch die Einstellung
von Versorgungsanwärtern außerordent¬

lich erschwert wird. Sie haben bisher

schon nach Möglichkeit Versorgungsan¬
wärter eingestellt, legen aber Wert dar¬

auf, daß es bei dieser Freiwilligkeit der

Einstellung bleibt. Sie verkennen durch¬

aus nicht die zwingende Notwendigkeit,
den berechtigten Ansprüchen der Ver¬

sorgungsanwärter gerecht zu werden.

Es darf aber darauf verwiesen werden,

daß bisher bei weitem nicht bei Reichs-,

Staats- und Gemeindebehörden alle

Möglichkeiten erschöpft wurden. Wenn

den Anstellungsgrundsätzen bei diesen

Behörden voll Geltung verschafft würde,

so wären genügend Stellen vorhanden,

die ihrer Art und Besoldung nach für

Versorgungsanwärter besser geeignet
sind als der zumeist keine beamten¬

mäßige Anstellung und Tätigkeit vor¬

sehende Dienst der Sozialversicherung.

Wir bitten daher den Herrn Reichs¬

arbeitsminister, mit allem Nachdruck dar¬

auf hinzuwirken, daß die Vorschriften der

Notverordnung über Ausdehnung der

Vorrechte der Versorgungsanwärter bei

der Stellenbesetzung auf die Sozial¬

versicherung wieder aufgehoben
werden."

Die Entscheidung liegt nun beim

Reichstag. Er hat die Möglichkeit, den

Uebergriff der Notverordnung auf die

Rechte der Versicherungsträger und ihrer

Angestellten auf dem Wege der ordent¬

lichen Gesetzgebung zu korrigieren.

STREIKBRECHER -

MÖGLICHST GRATIS
„Mancher gibt sich viele Müh' — mit

dem lieben Gelbenvieh". So möchten

wir heute frei nach Wilhelm Busch be¬

ginnen, nachdem wir ein nasses Auge
ouf ein gehaltvolles Protokoll geworfen
haben. Es betrifft dies eine Konferenz der

„Arbeltgeber mit Werksvereinen", die Im

November des vergangenen Jahres In der

„Wolfsschlucht" zu Plauen getagt und

namhafte Aufschlüsse über die Struktur

des Arbeitgebergehirns — zumal des

sächsischen — zutage gefördert hat.

Als ich das Ding — der Teufel weiß,
welch böser Kobold es an die Oeffent-

Uchkelt gezerrt hat — gelesen hatte,
stand plastisch wieder vor mir die Ge¬

schichte von meinem Vetter Willi, der

Hühnerzucht und dem Hund. Ach, pardon,
die kennen Sie noch nicht. Alsdann:

Willi Ist ein großer Knauser. Um das

Geld für die Frühstückseier zu sparen,

legte er sich eine Hühnerzucht zu. Eines

tages fand sich, daß eine Henne geklaut
war. Wutentbrannt schaffte Willi sich

einen scharfen Köter an, der die Hühner

des Nachts bewachen sollte. Das Vieh

tat zwar seine Pflicht, aber es hatte den

Nachteil, gern und viel zu fressen. Die

Futterkosten überstiegen bald den Wert

der geretteten Hennen. Will! war' ratlos.

Dann aber kam die rettende Idee: Wozu

hat so ein Biest Raubtierinstinkte? Man

setze die Töle auf halbe Kost, dann wird

aus angeborenem Trieb der Hund sich

schon weiter nach Nahrung umsehen,

nach Karnickeln, Ratten und was sonst

noch herumläuft. Und so geschah es-

Eines Morgens hatte Phylax d i e

Hühner verspeist.

Aber da rede ich von Hühnerzucht,

statt von Gelbenzucht. Sehen Sie, das

Ist auch so ein circulus vitiosus oder zu

Deutsch: eine Katze, die sich in den

Schwanz beißt. Will man Gelbe heran¬

ziehen, so muß man ihnen für den Verrat

an ihrer Klasse etwas bieten. Vermehren

sich alsdann diese Haustierchen, dann

läuft die Sache ins Geld Der Herr Unter¬

nehmer merkt, daß die Gelbenzucht

teuer wird. Und letzten Endes will er

doch nicht Gelblinge, sondern Gold¬

füchse mit seinem Betrieb erzielenl Da

sucht er dann abzuknapsen, und plötz¬
lich geht ihm die ganze schöne Zucht

wieder ein, manche von den Gelblingen
laufen vor Wut sogar rot an.

So hat schon im Normaltall der arme

Unternehmer sein Kopfzerbrechen mit

den Werksvereinen. Aber bei unseren

sächsischen Arbeltgebern „mit" — Ich

meine mit „mit" — will sagen mit Werks¬

vereinen — lag der Fall noch kompli¬
zierter. Bei einer dieser Arbeitgeber-
firmen, der Vomag/ hatte nämlich das

„mit" nicht verhindert, daß ein großer
Streik ausbrach, und als nun die braven

Gelblinge ihre streiktötende Tätigkeit
beginnen sollten, da waren sie aus Angst
vor „Terror" zu Hause geblieben.
Sie streikten also mit, wenn auch nur ge¬

zwungen. Mit einem kleinen Unterschied

gegen die Streikenden: Diese kriegten
Unterstützung, die Gelblinge aber nicht

Schließlich ließ sich auf Betteln und

Flehen die Direktion der Vomag herbei,
den Gelben „in beschränktem Umfang"
Hilfe in ihrer Not zu gewähren. Groß¬

mütig spendete sie zwei Tausender Aber

es wären keine sächsischen Industriellen

gewesen, wenn ihnen nicht das schöne

Geld leid getan hätte — die Vomag gab
diese Zweitausend Mark den Gelben nur

I e i h w e I s e I

Immerhin, daß so etwas überhaupt
hatte geschehen können, — daß im Falle

eines Streiks

die Firma den Gelben hellen

mußte, anstatt von den Gelben heraus¬

gerissen zu werden, — das hatte alle

Arbeitgeber „mit" Im Plauener Bezirk

alarmiert. Schleunigst beriefen sie eine

Sitzung, um herauszuknobeln, was In

solchem Fall zu tun sei» und sie luden
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DiR FREIE ANGiSTEUTE

dazu auch den „Deutienen Streikschutz

e. V." aus Berlin ein, ein Anhängsel der

Vereinigung der deutschen Arbeitgeber¬

verbände, um vor allem — o Arbeit-

geberpsychel — zu erkunden, welche

Kosten wohl aus einer Versicherung

gegen derartige Betriebsunfälle ent¬

stehen könnten. Denn darüber waren

sich selbstredend alle einig, daß bei der

heutigen miesen Lage es einem Unter¬

nehmer „mit mit" nicht zugemutet wer¬

den könnte, auch noch Unterstützungen
an seine zwangsweise feiernden Gelben

zu berappen.

Aber nun zeigte sich das Verzwickte

der Situation. Der Deutsche Streikschutz

versichert zwar gegen Streik, aber er

zahlt im Streikfalle Entschädigung be¬

messen pro Kopf des streikenden

Arbeiters. Einstimmig aber erklärte die

Konferenz, daß es danach ganz verkehrt

wäre, die Werksgemeinschaftsmitglieder
eines Unternehmens zu versichern. Denn

— so heißt es wörtlich im Protokoll —

„in normalen Fällen würde man dann

überhaupt keine Streikunter¬

stützung von der Versicherung bekom¬

men, well diese Leute ver¬

sprochen haben, eben nicht

zu streiken." Allerdings gibt das

Protokoll einen tröstlichen Wink: Man

könne die vom Streikschutz aus¬

gezahlten Gelder für die wirklich Strei¬

kenden beliebig verwenden, ohne daß

die Werksgemeinschaft zu wissen

brauche, daß man deshalb der Streik¬

versicherung beigetreten sei.

Aber der schöne Plan, sich gegen die

gewerkschaftlichen Arbeiter zu ver¬

sichern, um das schöne Geld an die Gelb¬

linge abzuführen, .hatte auch einen Haken:

Die Sache kommt nämlich ziemlich teuer.

Die Summen,: die der Vertreter des

Deutschen Streikschutzes als Prämien¬

sätze errechnete, stimmten gar nicht

froh. Allerdings fand dieser Herr auch

einige Tricks, wie man sich die Sache

verbilligen und die Prämiensätze mög¬
lichst herabdrücken könne. Man brauche

ja z. B. den Gelben die Sonn- und

Feiertage nicht zu bezahlen. Eben¬

so könne man ausmachen, daß erst ab

dritten Streiktag die Entschädi¬

gung In Kraft tritt. So wurde auf dem

Rücken der Gelben ein kleiner Schacher

ausgetragen, ohne daß diese Braven

eine Ahnung davon hatten, wie man hier

auf ihre Kosten feilschte.

Aber als hier schon die Einigung

winkte, da kam einer der Herren Arbeit¬

geber, Herr Schieber aus Reichen¬

bach, mit einem neuen großen „Aber"!
Die ganze Versicherung habe doch nur

Zweck, so führte er aus, wenn sich

sämtliche Arbeitgeber „mit" ver¬

sichern lassen. Denn sonst könne der

F.all eintreten, daß ausgerechnet In dem

Betriebe, der nicht versichert Ist,
Streik ausbricht, so daß die versicherten

Herren Arbeitgeber, da der Bestreikte

allein die Leute nicht unterstützen kann,
nun trotzdem noch mit Extraunter¬

stützungen einspringen müssen. Aber

Herr Schieber ging noch weiter: Er warf
¦ die schwerwiegende Frage auf, ob denn

'bei der heutigen schlechten Lage der

Arbeitgeber, der sich bereits den

Luxus des Werkvereins leiste, auch noch

das Opfer der Prämie für Streikversiche¬

rung tragen könne.

Damit hatte er die Zungen gelöst.
Sein Nachredner, Direktor Petersen von

den Siemens-Schuckert-Werken, fand

den rettenden Ausweg: Man solle doch

Kenzier, den Obergärtner der

Gelbenzucht, einmal gehörig bearbeiten,

daß er die Leute veranlasse — von

sich aus eine Sparkasse anzu¬

legen. Schließlich könne man von

den Gelben verlangen, daß sie sich in

solchen Fällen erzwungenen Mitstreikens

selber schützten. Damit war das

El des Kolumbus geknackt — beinahel

Nämlich Herr Direktor Petersen kam

doch nicht ganz um die Frage herum, ob

„die Leute" soviel von ihren

Löhnen zurücklegen könntenl Er

wolle es „dahingestellt sein lassen".

Nun ja, Herr Direktor Petersen wird wohl

wissen, wieviel Lohn er zahlt, be¬

ziehungsweise wie wenig.

Die Unternehmergesichter leuchteten

ouf. Mit Kenzier sprechenl Er muß die

Streiksparkasse der Gelblinge

durchsetzen, das war die Parole. Und

der Vertreter des Deutschen Streik¬

schutzes errechnete, daß bei Existenz

einer solchen Sparkasse man die Streik¬

unterstützung an Stelle von 3 RM. pro

Mann und Tag auf 1 RM. pro Person und

Tag würde senken können. Dadurch

würden die Prämien auch wesentlich

herabgedrückt werden. Der Gipfel der

Groteske: Die Gelblinge grün¬
den eine Sparkasse, um durch

Spareinlagen Ihrem lieben

Herrn Unternehmer Versiche¬

rungsprämien für die Streik¬

versicherung zu ersparen. Der

treue Knecht spart für seinen Herrn. Ein

rührendes Bild, wert. Im Dritten Reich

die Wände aller Volksschulklassen¬

zimmer zu zierenl

Freilich, Kenzier war nicht gleich
weich zu kriegen. Der Mann wagte mit

Beschwerden zu kommen. Die Vomag

habe gar nicht schön an den Gelben ge¬

handelt, daß sie jetzt die 2000 RM., die

sie während der Streikzeit als Darlehen

gegeben habe, wieder zurückfordere.

Ueberhaupt sei es ein Jammer mit der

Vomag. Sie habe den ersten und zweiten

Vorsitzenden des Werkvereins entlassen

und diese Maßnahme kurzerhand damit

begründet, daß die Leute nichts ge¬

taugt hätten. Gelbe, die nichts

taugten! Wenn sie auch In der Arbelt

nichts leisten, Ihre Knechtsgesinnung
macht sie allemal zu wertvollen Stützen

des Betriebes. Aber die Vomag verlange
unerhörterweise tüchtige Arbeiter und

entlasse rücksichtslos die Gelben, die

nur die Maschinen ruinierten. Da dürfe

man sich nicht wundern, rief Herr

Kenzier, wenn der von ihm mit 200 Mit¬

gliedern übernommene Werksverein, an¬

statt heute 300 zu zählen, auf50Männ-

lein herabgesunken seil

Um den armen Kenzier gnädig zu stim¬

men, wurde beschlossen, daß der Kom-

merzienrat U e b e I mit der Direktion der

Vomag ein kräftiges Wörtlein reden

solle. Und einer, der Herr Arbeitgeber

„mit", Herr R a m i g aus Treuen, erklärte

sogar im Brustton sittlicher Entrüstung,
daß er von der Vomag nichts mehr be¬

ziehen würde, wenn diese nicht die

armen Gelben freundlicher behandle.

Aber die drohende Krise löste sich In

eitel Wohlgefallen auf. Herr Kommerzien-

rat Uebel fand bei seiner Besprechung
den Direktor Kölla von der Vomag zu

seiner Freude durchaus gelbenfreundlich
eingestellt an. Und was die 2000 RM.

Darlehen anbetreffe, so versicherte Herr

Kölla pfiffig, würde er sie n u r v o n d e n

Leuten einziehen, die aus der

Werksgemeinscha f t ausge¬

treten und zu der Gewerkschaft über¬

gegangen seien. Woraus männiglich
ersehen kann, daß unsere Unternehmer

edle Leute und ihre Geschenke uneigen¬

nützigster Natur sind. Aus jedem
Groschen, den der Unternehmer dem

Gelben schenkt, dreht er ihm nur eine

kleine, feine Schlinge für seinen

Charakter.

Aber der treue Kenzier, der Gelben¬

züchter, kann nun sein aufbegehrendes
Herz beruhigen und an die Gründung der

famosen Sparkasse gehen, mit der die

Gelben künftig die Streikversicherung
ihrer Arbeitgeber finanzieren sollen.

Bloß fürchten wir, daß die restlichen 50

von der Vomag den Betrag nicht ganz

schaffen werden, zumal einige von ihnen

sich auch noch fragen dürften, ob es

dafür lohnt, Gelber zu sein,
daß nicht der Unternehmer für den

Gelben, sondern der Gelbe für den

Unternehmer blecht. Und manchem wird

es dann ergehen, wie dem Wach- und

Schließhund meines Freundes Willi,
dessen treue Hundeseele durch die

schnöde Einschränkung seines Speise¬
zettels sich ins Verbrecherische wan¬

delte: Statt seines Herrn Hühner zu be¬

wachen, wird er Verlangen tragen, sie

aufzufressen.

Alle Zucht will eben gelernt sein. Und

die Gelbenzucht gar, die eine Zucht

wider die Natur der Wirtschaftsdinge
Ist (womit Ich sie nicht absolut der

widernatürlichen Unzucht gleichsetzen

will), hat ihre ganz besonderen Tücken

und Gefahren. Man kann auf einem

Körper Parasiten züchten. Aber bloß

Parasiten züchten wollen ohne Körper —

das ist nun mal ein Widerspruch in sich.

Joe.

Nachwort: Das Lokal, in dem die Ar¬

beltgeber tagten, hieß „Wolfsschlucht".
Soll damit angedeutet sein, wohin die

gelben Werksvereine gehören?

sind in einem schmucken

Bändchen vereinigt von der

Ortsgruppe zu beziehen

Der Preis ist

RM. —,75
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„Der Angestellte bei der Reichsver¬

waltung", zusammengestellt und er¬

läutert von Ministerialrat Dr. Schilling
(Reichsfinanzministerium), 2 B ä n d e in

Ganzleinen gebunden mit Greifregister
(960 Seiten), 22 RM., (Verlag Trowitzsch

und Sohn, Berlin SW 48, Wilhelmstr. 29),
zu beziehen durch unsere Verbandsbuch¬

handlung. Das inhaltsreiche Handbuch

Ist übersichtlich geordnet und mit dem

umfassenden Kommentar des Sach¬

bearbeiters der Angestelltenfragen im

Reichsfinanzministerium für den prak¬
tischen Gebrauch bei Behörden, Organi¬
sationen und den einzelnen Arbeit¬

nehmern bestens geeignet, sich mit allen

einschlägigen Fragen vertraut zu machen.

Fast möchte man feststellen, daß die

Vollständigkeit zu weit geht,
weil dadurch zwei verhältnismäßig starke

Bände entstanden sind.

Neben den Bestimmungen des Reichs¬

angestellten-Tarifvertrages und sonstigen
einschlägigen Tariffragen und einem

Kommentar dazu enthält das Werk die

Vorschriften über Wohnungsgeld, Kinder-

Zuschlag, Kinderbeihilfe, örtlichen Son¬

derzuschlag, besonderen Kündigungs¬
schutz, Uebergangsgeld, Gewährung von

Gehaltsvorschuß, das Verfahren bei der

Einstellung von Angestellten, die Dienst¬

und Werkdienstwohnungen und schließ¬

lich auch noch die Reisekostenverord¬

nung nebst Sonderbestimmungen usw.

An Gesetzen und Verordnungen ent¬

hält die Ausgabe von Schilling: das

Kündigungsschutzgesetz, das Betriebs¬

rätegesetz, das Arbeitsgerichtsgesetz,
das Schwerbeschädigtengesetz, die

Tarifvertragsordnung, die Schlichtungs¬
ordnung, die Arbeitszeitverordnung, das

Lohnbeschlagnahmegesetz, die Reichs¬

haushaltsordnung, die Vertretungsord¬
nungen und Bestimmungen über die

Lohnsteuer.
Auf Wunsch werden die beiden Bände

auch einzeln abgegeben, und zwar:

Band I enthält die gesammelten
tariflichen Vereinbarungen und arbeits-,
haushalts- und lohnsteuerrechtlichen Be¬

stimmungen, Preis 9,50 RM.

Band II enthält den Reichsangestell¬
tentarifvertrag in der heute geltenden
Fassung und sonstige für Angestellte
bei der Reichsverwaltung geltende tarif¬

liche, gesetzliche und Verwaltungs¬
bestimmungen mit Kommentar,
Preis 12.50 RM.

langenscheidts fremdsprachliche Lektüre
zur Erweiterung und Auffrischung vor¬

handener Sprachkenntnisse.
Bd. 15: Business Life in America. Baum¬

wolle und Weizen, Auto und Oel, Ar¬
beitsmarkt und Angestelltenlöhne, Kre¬
ditwesen und Weltwirtschaftspolitik —

kurz, das Wirtschaftsleben und Wirt¬

schaftsstreben der USA., nach allermo-
dernsten Gesichtspunkten zusammen¬

gestellt.

Eng'and, die unbekannte Insel. Paul
Cohen-Portheim. Ganzleinenband 6,50
RM. Kartoniert 5 RM. Verlag: Klinkhardt
und Biermann, Leipzig.
Wer interessiert sich für England? Für

viele liegt das Inselreich weit außerhalb
des Gesichtskreises. Trotzdem ist es

wichtig, Englands Wesen zu begreifen,
denn England als die Grundlage des
britischen Imperiums erheischt Beachtung
Jür jeden, der Interesse hat an den welt¬
wirtschaftlichen Zusammenhängen, deren

Bedeutung für die Wirtschaft'jedes ein¬
zelnen Landes von größter Wichtig¬
keit ist.

Land und Leute werden uns geschil¬
dert, und meisterhaft Ist der historische

Aufbau des Werkes. Keine Zahlen, aber

Zusammenhänge, die wesentlich sind und

das Verschmelzen von Völkerschaften —

Kelten, Normannen und Angelsachsen —
erkennen lassen. Kulturen erscheinen

und verschwinden. Frühzeitig bildet sich

das politische System in England heraus,
das heute noch gilt. Die Haltung der

Labour Party als der bedeutsamste Fak¬

tor der englischen Politik in der Gegen¬
wart gegenüber dem noch unberührten

politischen System ist besonders hervor¬

gehoben, und die Aufmerksamkeit des

einzelnen hat es leicht, sich durch die

Lektüre dieses Buches auch In Zukunft

mit England und englischen Problemen

zu beschäftigen.
Die deutsche Politik berührt sich oft¬

mals mit der englischen, und manches

Vorkommnis der jüngsten Vergangenheit
zeigte, wie wichtig England und vor

allem Englands Beziehungen zum Kon¬

tinent sind.

Zeitschriftenschau.

Die Anzeige, Storch-Verlag, Reut¬

lingen-Stuttgart. Die Zeitschrift ist für

jeden, der sich mit moderner Propaganda
beschäftigt, empfehlenswert.
Dekoration und Reklame¬

kunst, Fachzeitschrift für Schaufenster¬

dekoration, Lichtwirkung, Fassadenge¬
staltung, Ladenbau, Gebrauchsgraphik,
Kundenwerbung, Verkaufskunst. Verlag:
Dekorations- und Reklamekunst, Berlin

N 54. Wer sich den Bezug dieser Zeit¬

schrift aus finanziellen Gründen — sie

kostet im Abonnement jährlich 20 RM.
— leisten kann, findet sicherlich

mancherlei Anregungen. Wesentlich

neue Dinge, die nicht schon andere

Fachzeitschriften bringen, scheint sie

allerdings nicht zu enthalten.

Pfeife* und $a\$
Sie werben um das Hakenkreuz!

Jeder völkische

Kanfmanns-

flßöilfen.
Kaalmanns-
leürllno

gehSrt In den

Bgutsciinationalen
Haflulünnsplülfßn-
Vß TD Oral, Berlin SW 19.
Oberwasserstraße Nr. 11

Offenes Geheimnis ist, daß die Führung1
des DHV. einen hoffnungslosen Kampf
gegen die Machtgelüste der immer zahl¬

reicher in die eigenen Reihen eindringen¬
den Faschisten führt. Die Leitung des

DHV. in Berlin macht daher aus der Not

eine Tugend und wirbt mit obiger Anzeige
in dem Berliner Hetzorgan der NSDAP.

„Der Angriff" vom 20. Januar 1931 öffent¬

lich um die Nazijünger.
Da der „reiche" DHV. es kaum auf die

Mitgliedsbeiträge der Nazis abgesehen
haben sollte, ist anzunehmen, daß er

— wenigstens in Berlin — allmählich in die

Front der Streiter des Dritten Reiches ein¬

schwenkt, um den Anschluß nicht zu ver¬

passen.

Also treud^utsch mit Hitler und Hugen-
bergf Wenn das man gut gehtl

Immer standesgemäß
Kürzlich sind zwei Geschäftsinhaber

freigesprochen worden, die beschuldigt
waren, trotz des immer mehr sich ver-

schlechternden Geschäftsganges unver¬

hältnismäßig hohe Summen für ihre

eigenen Bedürfnisse dem Geschäft ent¬

nommen zu haben, so daß die Gläubiger
geschädigt wurden. Das Gericht stellte

fest, daß eine monatliche Entnahme von

1000 (in Worten: tausend) RM. nicht über

den Rahmen der „standesgemäßen Le¬

benshaltung" hinausgegangen sei. Es

erteilte sogar einen Lobstrich dafür, daß

einer der beiden Angeschuldigten eine

billigere Wohnung bezogen hatte, daß er

für sein Junggesellenappartement nur

noch 110 RM. statt wie früher 220 RM.

zahlte. Die Geschäfte standen so

schlecht, daß sie schon mehr den Gläu¬

bigern als den Inhabern gehörten; was

die beiden Herren aus der Kasse nahmen,
war also eigentlich das Geld der Gläu¬

biger. Es muß sehr interessant sein zu

wissen, wie die standesgemäße Lebens¬

haltung eines Junggesellen verläuft, der

außer dem Betrag für die Miete 890 RM.

pro Monat für seine privaten Bedürfnisse

ausgibt Und es wäre ebenso interessant

zu wissen, wie das Gericht über einen

Angestellten urteilen würde, der die Gren¬

zen zwischen Mein und Dein verwechselte

und ohne Verpflichtungen gegen Frau und

Kinder den gleichen Betrag für sich zu

verwenden für nötig hielte. Die Rechen¬

athleten, die dem Arbeitnehmer zahlen¬

mäßig beweisen wollen, daß sein zu

hohes Einkommen das Wirtschaftsleben

belaste, halten die Unterscheidung zwi¬

schen dem großen Einmaleins für Arbeit¬

geber und dem kleinen Einmaleins für

Arbeiter und Angestellte mit einer Sorg¬
falt aufrecht, die der Bewunderung wür¬

dig wäre, wenn man sie einer sauberen

Sache angedeihen ließe.

Biertrinken als Beruf

Wie beriditet wird, hat das Arbeits¬

physiologische Institut in Dortmund kürz¬

lich einen Mann angestellt, der nur dazu

verpflichtet ist, täglich 14 Flaschen

Bier zu trinken — noch dazu gegen
besondere Bezahlung! — um Ermüdungs-
messungen an sich vornehmen zu lassen.

Der Andrang der Bewerber zu diesem

Posten soll außerordentlich gewesen sein.

Leider wird nicht mitgeteilt, ob man nun

einen Schwerathleten oder einen Leicht¬

gewichtler ausgewählt hat, und ob er

Dortmunder Starkbier oder harmloses
Malzbier verkraften muß. Ist das nun

eigentlich ein Angestellter oder ein

Arbeiter?

Jubiläen
Auf eine 25jährige Tätigkeit konnten zurück¬

blicken: Kollegin Margarete Kuhn. Berlin-Char¬

lottenburg, bei der Firma H. Bergmann GmbH,,
Berlin; Kollegin Franziska Bäumet, Chemnitz,
bei der Allgem. Ortskrankenkasse Chemnitz}
Kollege Hermann Köcbler

, Chemnitz, bei de?

Allgem. Ortskrankenkasse Chemnitz; Kolleg«
Franz Pol lack, Crossen a. d. O., beim Wasser¬
bauamt Crossen; Kollege Erwin Bernhard,
Meerane, bei der Firma Reinhold 4 Braun,
Meerane; Kollege Max Bergmann. Berlin, bei
der Firma Schultheiß-Patzenliofer-Braucrei A.-G,,
Berlin; Kollege Wilhelm Wentzlaff, Hao-

nover-Hcrrenhausen. beim Hannoverschen Konsuin-

Mit der Badedirektion von Pislyan haben wir
für unsere Mitglieder ein Abkommen getroffen,
wonach sie Vergünstigungen auf Bäder und Woh¬

nung bis zu 50 v. H. erhalten.

Bad Pistyan liegt in den Karpathen. Der Kurort
ist modern- atiflgcbaul und besitzt einzigartig«
vulkanische Schwefclschlammquellen, die auf alle

Erkrankungen der Gelenke, der Muskeln und der
Nerven ihre Heilwirkung ausüben.
Die für die Kur benöfigten Anweisungsformulare

sind durch unsere Hauptgeschäftsstelle, Berlin

SO 36, OranienstraSe 40/41, zu bezichen.
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lief Keifiiiiffss-

verkiiiifcr
Mein Zeitungsverkäufer Ist nicht mehr

da. Seit einigen Tagen schon Ist der

Platz auf der Potsdamer Straße leer, auf

dem er zur Mittagsstunde Immer zu

stehen pflegte. Ich kaufte mir Jedesmal
die Zeitung bei ihm, bevor Ich In den

Omnibus stieg, um nach Hause zu fahren.

Nun fahre ich ohne Zeitung im Omnibus,

denn ich kann mich beim besten Willen

nicht dazu, entschließen, meinem Zel¬

tungsmann untreu zu werde/). Wahr¬

scheinlich hätte ich vor ein paar Wochen

noch die Lücke gar nicht bemerkt, son¬

dern mich einfach an irgendeinen ande¬

ren Verkäufer gewandt, die Potsdamer

Straße Ist ja mit ihnen förmlich ge¬

pflastert. Aber inzwischen ist Jenes win¬

zige Ereignis eingetreten, von dem Ich

berichten will.

Auf der Potsdamer Straße herrscht,

wie man weiß, tagsüber ein starker, ein

geradezu weltstädtischer Verkehr. Wich¬

tig in diesem Zusammenhang ist, daß sie

nicht so sehr von Flaneuren begangen
wird als von Passanten, die Ihr Ge-

schäftsweg hierher führt. Sie tragen

Mappen und haben keine Zeit, auf ihre

Gesichter zu achten. Und schlenderten

sie auch müßig dahin, so fänden sie doch

nicht leicht die Gelegenheit, vertraut

miteinander zu werden, da alle Tage ein

neuer Menschenstrom sich über die

breite Straße ergießt. An der Ecke, die

mein Zeitungsmann mit Nachrichten be¬

lieferte, Ist der Mittagstrubel In der

Regel sehr lebhaft. Dort mündet eine

Straße ein, die auf dem jenseitigen Ufer

zum Wannseebahnhof weiterführt. Sie

kommt aus dem Tiergartenviertel, und

wer sie etwa mit dem Omnibus befährt,

genießt ein Schauspiel, das auch In einer

an Gegensätzen so reichen Stadt wie

Berlin selten genug Ist. Er wird zum

Zeugen des plötzlichen Zusammenpralls
zweier Welten. Glitt er eben noch durch

die stille Abgeschiedenheit des alten

Westens, so ergreift ihn Im nächsten

Augenblick ohne jeden Uebergang ein

unerbittliches Tosen. Vergangenheit und

Gegenwart schneiden sich rechtwinklig,
statt sanft ineinandergewachsen zu sein.

Angesichts der Beschaffenheit dieser

Gegend wird man es entschuldbar fin¬

den, daß ich den Mann, der mir meine

Mittagslektüre bescherte, früher niemals

beachtet hatte. Ich drückte Ihm regel¬
mäßig das bereitgehaltene Geldstück in

die Hand, der ich die ebenfalls schon zur

Uebergabe hergerichtete Zeitung ent¬

nahm. Eine gleichgültige Szene, die sich

stumm vollzog. Kaum wurde ich mir da¬

bei bewußt, daß die Hand lebte und zu

einem Menschen gehörte.

An einem Montagmittag — Ich hatte

es besonders eilig, da der Himmel nach

Regen aussah — geschah das Unerwar¬

tete: der Zeitungsverkäufer sprach
mich an.

„Sie waren vorgestern im Lunapark."

Ueberrascht gestand ich die Tatsache

ein. Wir waren eine kleine Gesellschaft

gewesen, ein auf der Durchreise in Berlin

befindlicher Freund hatte den Lunapark
besichtigen wollen.

„Ich habe Sie dort gesehen," fuhr der

Mann fort, „Sie müssen nämlich wissen,

daß Ich abends Immer im Lunapark Zei¬

tungen verkaufe."

Es hatte zu tröpfeln begonnen, und Ich

suchte mich mit meiner Zeitung auf gute
Art zu entfernen. Schon war ich etliche

Schritte weit vorgerückt, als mich der

Mann wieder zu sich rief. Ein wenig un¬

willig kehrte ich um.

„Wenn Sie wieder einmal in den Luna¬

park gehen," erklärte er, „sagen Sie es

mir nur einen Tag vorher. Ich kann Ihnen

eine Freikarte geben."
Zum erstenmal sah Ich dem Mann

richtig ins Gesicht. Er war ein älterer

Mann mit freundlichen Augen und einem

Bart, der zu beiden Seiten des Mundes

gutmütig herabhing. Er hatte eine Ka¬

puze um, deren feuchter Glanz mir ver¬

riet, daß der erwartete Regen mittler¬

weile wirklich eingetroffen war.

„Auch für den Sonntag habe ich Frei¬

karten," versicherte er, zum Ueberfluß,
als sei er noch nicht aufmerksam genug

gegen mich gewesen. „Sie müssen es mir

nur rechtzeitig sagen."
Ich dankte ihm und verabschiedete

mich. Ich war verwundert, beschämt. In

dieser ungeheuren Stadt, In der die

meisten Menschen nebeneinander her¬

leben, ohne sich je zu gewahren, hatte

mitten auf der Potsdamer Straße, dort,

wo das Gewühl besonders dicht ist und

mehr noch als anderswo jeder seine

eigenen Zwecke verfolgt, ein Mann un¬

mittelbaren Anteil an mir genommen, der

mir nie vorher aufgefallen war, und dem

ich selbst nichts weiter sein konnte als

einer von vielen Passanten, die sich im

Vorübergehen die Zeitung erstehen. Er

hatte mich nicht nur als täglichen Käufer

vorgemerkt, sondern sich die Umrisse

meiner Figur eingeprägt und sie so säu¬

berlich aus der Umwelt herausgehoben,
mit der sie ihm sonst verschmolzen

waren, daß er sie im Gedränge des

Lunaparks wieder zu erkennen ver¬

mochte. Und schließlich hatte er ein

übriges getan und mir, dem Unbekannten,

eine Gefälligkeit zugesagt, von der er

mit gutem Recht voraussetzen durfte, daß

sie mir etwas bedeutete. Denn in Berlin

die langen Abende zu füllen kostet nach

allgemeinen Begriffen einen Haufen

Geld, und kommt man gar am Sonntag

umsonst in den Lunapark, so ist man ge¬

wiß ein vom Glück außerordentlich be¬

günstigter Mann. Der Zeitungsverkäufer
hatte diese Umstände bedacht und, ohne

irgendeinen Gegendienst erhoffen zu

dürfen, für mein Vergnügen Vorsorgen

wollen.

Seit er nicht mehr an seinem gewohn¬
ten Platz steht, erscheint mir die Pots¬

damer Straße leer, auch wenn sie von

noch so vielen Menschen bevölkert wird.

Er fehlt mir, der freundliche Mann mit

dem Schnauzbart. Vielleicht hat er sich

bei dem schlechten Wetter eine Erkäl¬

tung zugezogen und taucht doch bald

wieder auf. Ich habe mich nach Jenem
Gespräch bemüht, die Menschen anzu¬

schauen, mit denen ich unterwegs In Be¬

rührung komme. Aber es ist schwer, sehr

schwer, und fast nie blickt einer von

ihnen zurück. Sie klagen nur oft dar»

über, daß sie hier frieren.

S. K r a c a u e r.

Wir, die Galeerenknedite dieser ungeheu*
ren Stadt,

wir, die Gefangenen der rasenden

Fabriken,
mir, Werkstattkuli, Sklaven der Kontor»,

sdiicken —

des Eingesperrtseins und des grauen*
haften Froncliensts satt —

zu dieser Zeit oft unsre Augen fensler*
wärts,

wir atmen tief und spüren:

Draußen ist es März!

Zwar sehn wir nidit den Sonnendampf
im schwarzen Feld,

mir hören nicht den Wellensdilag def>
Ströme, der vom Winiereis befreiten,

O nein, durch unsre aufgesdieuchten
Sinne gleiten

ganz andre Manifestationen dieser Welt f.
Uns küßt kein Atemhaudi aus Märzen¬

mund.

Kein Wirbelwind von draußen kann uns

hier drinnen treffen und empören.

Nein, was wir durdi die Absperrmauern
unsrer Kerker brausen hören,

das ist kein Frühjahrsslurm, das ist nur.

Stahlgeheul der Untergrund.

Der tausendfache Aibeitslärm schlägt et

in Fetzen und verzerrt's.

Und dennoch atmen unsre Lungen tief
und spüren:

Draußen ist es März l \

Ja, draußen ist es März, und draußen

unaufhaltsam
zerfällt das Alte und Gewesne, quilll ein

neues drängend Werde.

Da, wo das Neue zu beengt ist, sprengt's
gewaltsam^

mit Keim und Knospenmucht den Sdwß
der Erde!

Milliardenfadi erklettert es den aufge-
brodmen Schollen.

Milliardenfadi erneut das Sein sich.

Warum sollen

gerade mir in Gruft und Grube bleiben,

statt saftgedrungen neuen Bluts und

neuen Trieb zu treiben,

statt milleiismädiiig uns ins Sommerland

zu retten?

Warum denn nur? Warum? Warum?

Auf diese Fragen bleibt das Herz nidit

stumm.

Zerbredit, Gefesselte, die bösen Winter-

ketten!

Bald könnt ihr eudi in Frühlingsblumen
betten!

Sdion wühlt im Blut das Sonnenfeuer!
Die Welt wird neu und täglidi neuer!

Nur wenige Wochen nur, dann blüht et

allenvärts.
Du rotes Herz, sprüh auf! Spür:

Draußen ist es März!

Oskar Wöhrle.
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Rot gegen Rot
Von 3osef Breitbach.

(5. Fortsetzung.)

Er hatte das großartige Geschenk und

die Freundlichkeit det Reffs nicht ge¬

nügend gewürdigt. Et war Ihr nicht ent¬

gangen, daß er ein spöttisches Lachen

unterdrückte, als sie Ihm die Anweisung
auf ein Staubtuch gab.

Sie trug seinen Namen als ersten für

heute in Ihr Notizbuch und brachte

später Im Privatkontor das Gespräch auf

die Sauberkeit Im Hause, die manches zu

wünschen übriglasse. Der Chef hielt

große Stücke auf Fräulein Meinert. Sie

war ihm das Barometer für die Stimmung
der Kundschaft.

„Wieso?" fragte er. „Hat sich jemand
beschwert?"

„Glücklicherwelse noch nicht", ant¬

wortete sie, „aber Ich bemerke allent¬

halben, daß nicht gründlich geputzt
wird. Gesäubert wird schon, das wäre

auch noch schöner, aber nicht gründlich

genug. Gestern sah Ich aber etwas, daß

es mir an der Zeit scheint, energisch ein¬

zuschreiten: Im Lift lehnte sich eine

Dame, die ein weißes Kleid trug, an die

Wand; als sie ausstieg, sah Ich, daß sie

auf dem Rücken graue Staubflecken

hatte. Das geht doch unmöglich ..."

„Wer hat den Lift in Ordnung zu

halten?" unterbrach der Chef.

„Soviel Ich weiß, die Abstaubefrau

vom ersten Stock", sagte Fräulein Mei¬

nen.

Der Chef notierte es sich.

Das Reff klatschte nicht. Der Chef

sollte selbst darauf kommen, daß der ab¬

scheuliche Mensch, dieser Liebling aller

Leute, nichts taugte.
Ihre Lüge war wohldurchdacht.

Der Chef hatte die Putzfrau, als sie In

sein Bureau trat, ohne weiteres ange¬

pfiffen und zurechtgestutzt, bis sich

herausstellte, daß er an falscher Stelle

tobe. Die Zeltvergeudung an der un¬

schuldigen Frau steigerte seinen Zorn.

Dabei konnte Karl noch von Glück reden,
daß der Chef ein skrupelloser Mensch

war, dem es nie In den Sinn gekommen
wäre, sich bei der Frau zu entschuldigen
oder sie zu begütigen. Wieviel auf¬

gebrachter wäre er gegen Karl gewesen,
hätten Ihn da Anstandsgefühle geplagt
und in Verlegenheit gebracht. So gab er

sich einem befreienden, wüsten Gebrüll

hin, als der Schuldige vor ihm stand.

Das machte auf Karl nicht den ge¬
ringsten Eindruck. Nur hätte er gerne ge¬

wußt, was der Chef mit dem weißen

Kleid wollte. Das Reff trug doch nur

braune und schwarze. Er zog es jedoch
vor, nicht danach zu fragen, und verließ

das Bureau ohne Groll gegen seinen

Chef.

Dem Reff aber schwor er Jede Fahrt In

dem Lift zu einer gepfefferten Ver¬

gnügungstour zu machen.

Es war ein wahrhaft übler Tag. Wie ge¬

sagt, trug Karl seinem Chef nichts nach.

Ein Chef, der nicht anschnauzt, war für

ihn kein Chef. Aber das Reff, diese

katzige Spinne, hatte es ihm arg an¬

getan. Dazu hatte sie sicher gelogen.
Ihm war von einem weißen Kleid nichts

bekannt. Karl ging heute schändlich mit
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dem Lift um. Die Tür krachte und rasselte

nur so bei jeder Station. Diese arme Tür

verkündete dem ganzen Hause Karls

bittere Wut, und wer ihm zusah, wie er

den Stromhebel riß und stieß, schüttelt«

den Kopf.
Karl war noch zu frisch, um das Reff zu

begreifen, um zu verstehen, wie gerne

der Mensch kommandiert, Macht fühlen

läßt und wie erquickend das Wichtigtun
und Sichwichtigfühlen ist.

Er wußte nur, daß das Reff für- den

Chef Im Grunde ein gleich bedeutungs¬
loses Wesen wie er und die anderen

Angestellten war. „Wir alle ziehen doch

an einem Strang — anstatt zusammenzu¬

halten ," war seine ständige Rede.

Hätte er sich selbst etwas besser ge¬

kannt, er wäre sachte mit der ihm anver¬

trauten Maschine umgegangen und hätte,
während er auf und ab durch das be¬

lebte Geschäft fuhr, gelächelt.
Es war vielleicht besser so. Einsicht

lähmt. Auch kommt sie meistens zur

unrechten Stunde.

So aber ...I Es war zum Drelnschlagen,
zum Brüllen. Er hätte das Reff hängen
können. Niemand sollte lachen, wenn

Karl ihre Stellung — Aufslchtsdamel —

verächtlich und heute in seiner Wut ver¬

brecherisch fand.

Der Lift krachte auf das Parterre auf.

Er hatte vergessen, den Strom zu däm¬

men. Der heftige Stoß brachte Ihn zur

Besinnung.
„Na, na, na," machte Jemand.
Es war Frau Kempt. Sie brachte Lene

das wieder einmal vergessene Vesper¬
brot.

„Man könnte Angst vor Ihnen haben.

Was machen Sie für ein Gesicht," lachte

sie, als sie einstieg, nicht ohne sich zu¬

vor nach allen Seiten umzublicken.

Karl mußte selber lachen.

„Sie haben leicht reden, Frau Kempt."
Und damit waren sie Im ersten Stock

angelangt. Die Frau stieg nicht aus.

„Erster Stock," sagte Karl.

„Fahren Sie mich noch ein bißchen,

Karl, da hinten steht das Aufsichtsfräu¬

lein," erklärte Frau Kempt, „die kann es

nicht leiden, wenn Besuch zu den Mäd¬

chen kommt. Es Ist auch von oben ver¬

boten."

Das Reff stand bei der Leiterin der

Konfektionsabteilung. Karl betrachtete,
während sie weiterfuhren, Lenes Mutter

und machte sich seine Gedanken um die

Angst, die sie vor den Vorgesetzten
Ihres Kindes hatte.

Sie waren viermal auf und ab ge¬

fahren, und das Reff sprach noch Immer

mit der Abteilungsleiterin. Frau Kempt
konnte nicht länger warten. Sie gab Karl

das Brot. „Aber vergessen Sie nicht, es

ihr zu geben, und stecken Sie es nicht

in die Tasche, sonst vergeht die Butter

bei der Hitze", sagte sie, bevor sie fort¬

ging-
Karl versprach, es Lene zu geben, so¬

bald die Luft rein sei, und sah der kleinen

Frau einen Augenblick nach.

So ein verhutzeltes Frauchen^ dachte

er und schloß die Tür manierlich. Er fuhr

noch oft an der Abteilung vorbei. Das

Reff hatte morgens viel Zeit. Das Brot

hatte er gedankenlos In die Tasche ge¬

steckt. Auf einmal fiel Ihm ein, daß er es

In der Hand halten sollte. So war er ge¬

horsam und nahm es In die Unke. Er hatte

ein unangenehmes Gefühl dabei. Nur

weil er die Hand nicht frei hatte? Wenn

man zwanzig Jahre alt Ist und einen Auf¬

zug zu bedienen hat, denkt man nicht

darüber nach, warum es so unerquicklich
Ist, ein Vesperbrot In der Hand zu halten.

Er war froh, als er es an ein Lehrmädchen

der Abteilung los wurde.

„Sie sollen den Aufzug nehmen, habe

Ich Ihnen gesagt, Fräulein Kempt, da, da,
habe Ich es nicht gesagt, was fällt Ihnen

eigentlich ein?" kreischte das Reff an der

Treppe. — Sie hatte kein Wort gesagt,
daß Fräulein Kempt den Aufzug nehmen

sollte.*

Karl schaute dem Zwischenfall mit be¬

klommener Neugierde zu.

Das Reff stand vor Lene, die sich be¬

mühte, einen Berg von Kleidern auf den

Armen zu halten, ohne eines über den

Boden zu schleifen. Sie hatte aber auf

der Treppe ein Crepe-de-Chine-Kleid
fallen lassen In dem Augenblick, als das

Reff nach dem Lift rief und Karl halten

mußte.

Es lohnt sich nicht, darüber nachzu¬

denken, warum das Reff sich gerade
diesen Moment aussuchte, um sich von

der Abteilungsleiterin zu trennen, mit der

sie die ganze Zeit, scheinbar blind für

das, was um sie herum vorging, ge¬
schwatzt hatte. Es Ist dies eine schicksal¬

hafte Tücke, die allen Reffs ihre er¬

schreckende Macht verleiht, jedesmal
dann aufzutauchen, wenn etwas passiert
Ist.

Als hätte das Aas hinten Augen, dachte

Karl.

Von allen Stockwerken klingelte es

nach dem Lift, während er zuhören

mußte, wie das Reff Jammerte, schimpfte
und zurechtwies. Die Abteilungsleiterin
kam hinzu und hob das Kleid auf. Sie

strich es — und warf Lene dabei ge¬

hässige Blicke zu — ab, wie man einem

Kind, das gefallen ist, den Staub ab¬

klopft.
Karl konnte dieses übertriebene Ge¬

habe nicht länger mitansehen und rief

hinüber:

„Steigen Sie ein?"

„Nun, so warten Sie doch", schrie das

Reff gereizt zurück und wandte sich

wieder zu Lene.

(Fortsetzung folgt In der Nummer

vom 1. April 1931.)
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